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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordnete 

Annette 

Faße 

(SPD) 


Wie hoch sind die für 1999 dem Goethe-Cen- 
trum in Reykjavik zur Verfügung gestellten 
Haushaltsmittel, und welcher Anteil ist davon 
bereits ausgezahlt worden? 


Antwort des Staatsministers Günter Verheugen 
vom 8. Juli 1999 

Auf der Grundlage des Kooperationsvertrags mit dem Goethe-Institut 
ist für 1999 ein Zuwendungsbetrag von 98 000 DM vorgesehen. Auf 
diesen Betrag ist der ursprünglich für 1999 vorgesehene Ansatz von 
67000 DM aufgestockt worden. 

Ausgezahlt wurde davon bisher ein Betrag von 70000 DM. 


2. Abgeordnete 

Annette 

Faße 

(SPD) 


In welche Einzelbereiche teilen sich die Haus- 
haltsmittel für das Goethe-Centrum in Reykja- 
vik auf, und ist an eine Aufstockung der Mittel 
für das Jahr 2000 gedacht? 


Antwort des Staatsministers Günter Verheugen 
vom 8. Juli 1999 


Der vom Goethe-Centrum Reykjavik vorgelegte vorläufige Haus- 
haltsplan sieht eine Aufteilung in folgende Einzelbereiche vor: 


- Lohnkosten 

64 

380 

DM 

- Miete 

15 

000 

DM 

- Hausbewirtschaftung 

9 

900 

DM 

- Sächliche Verwaltungsausgaben 

18 

100 

DM 

- Projektausgaben („Sockel”): 




- Deutschlehrerfortbildung 

2 

000 

DM 

- Kulturprogramme 

5 

000 

DM 

- Bibliothek 


100 

DM 

Ausgaben insgesamt: 

114 

480 

DM 

Eigeneinnahmen insgesamt: 

16 

000 

DM 

Zuwendungsbedarf: 

98 

480 

DM 


Das Auswärtige Amt setzt sich dafür ein, daß im Wirtschaftsplan 2000 
des Goethe-Instituts der Titel für die Förderung von Kulturgesellschaf- 
ten im Ausland erhöht wird. Angesichts der bestehenden Sparvorgaben 
ist ein Ergebnis dieser Bemühungen jedoch derzeit ungewiß. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


3. Abgeordneter 

Erich G. 

Fritz 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung vor der 
Europawahl versäumt hat, in Deutschland 
lebende Ausländer über die erforderlichen 
Maßnahmen zur Eintragung in das Wählerver- 
zeichnis ausreichend zu informieren, und wenn 
ja, aus welchen Gründen? 


Antwort des Staatssekretärs Claus Henning Schapper 
vom 7. Juli 1999 

Die Bundesregierung hat anläßlich der Europawahl 1999 die in 
Deutschland lebenden wahlberechtigten Unionsbürger umfassend über 
ihr Wahlrecht und die Voraussetzungen für dessen Ausübung unterrich- 
tet. Ihre Öffentlichkeitsarbeit entsprach in Art und Umfang derjenigen 
zur Europawahl 1994. Sie war abgestimmt und ergänzte sich mit den 
Maßnahmen zur Unterrichtung der Unionsbürger seitens des Bundes- 
wahlleiters und der übrigen Wahlorganisation, der Länder und Kom- 
munen sowie des Europäischen Parlaments und der Europäischen 
Kommission. 


4. Abgeordneter 

Erich G. 

Fritz 

(CDU/CSU) 


Warum ist die Bundesregierung der Ansicht, 
daß für die diesjährige Europawahl ein neues 
Wahlregister nötig war, und weshalb mußten 
bereits bei vorausgegangenen Wahlen in das 
Wählerverzeichnis eingetragene europäische 
Bürger erneut einen Antrag stellen, um in das 
Register aufgenommen zu werden? 


Antwort des Staatssekretärs Claus Henning Schapper 
vom 7. Juli 1999 

Hinsichtlich der Erstellung der Wählerverzeichnisse gab es bei der 
Europawahl 1999 keine Besonderheit. In Deutschland werden bei 
Europawahlen ebenso wie bei Bundestags-, Landtags- und Kommunal- 
wahlen die Wählverzeichnisse vor jeder Wahl neu angelegt und nach 
jeder Wahl, in der Regel nach sechs Monaten, vernichtet. 

Die frühere Bundesregierung vertrat die Auffassung, daß Unionsbürger 
auch im Falle wiederholter Teilnahme an einer Europawahl in Deutsch- 
land einen Antrag auf Eintragung in ein Wählerverzeichnis stellen müß- 
ten. Es wurden daher keine Vorkehrungen getroffen, diejenigen 
Unionsbürger zu erfassen, die bei der Europawahl 1994 bereits in ein 
Wählerverzeichnis in Deutschland eingetragen waren. Die Wählerver- 
zeichnisse und sonstigen Wahlunterlagen zur Europawahl 1994 wurden 
daher gemäß § 83 Eu WO vernichtet. 
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Nach Ansicht der Bundesregierung sollten jedoch Unionsbürger, die 
bei einer Europawahl in ein Wählerverzeichnis in Deutschland aufge- 
nommen wurden, bei künftigen Wahlen von Amts wegen eingetragen 
werden, es sei denn, sie äußern einen gegenteiligen Wunsch oder verlie- 
ren das aktive Wahlrecht. Dies konnte bei der Europawahl 1999 aller- 
dings wegen des Fehlens der Unterlagen zur vorhergehenden Wahl 
noch nicht verwirklicht werden. Durch eine Änderung der Europawahl- 
ordnung vom 3. März 1999 (BGBl. I S. 293) hat das Bundesministerium 
des Innern nunmehr sichergestellt, daß nach § 87 Abs. 1 die Anträge von 
Unionsbürgern auf Eintragung in ein Wahlverzeichnis bei der Europa- 
wahl 1999 entgegen den allgemeinen Bestimmungen nicht vernichtet 
werden. Nach Änderung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften 
braucht dieser Personenkreis bei der Europawahl 2004 keinen Antrag 
mehr stellen. 


5. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die beihilfefähigen Höchst- 
beträge für Heilbehandlungen im Rahmen der 
Verordnung von Heilmitteln der physikalischen 
Therapie seit 1992 auf Bundesebene unverän- 
dert geblieben sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 9. Juli 1999 

Ja. 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
eine Anpassung der beihilfefähigen Höchst- 
beträge nach sieben Jahren nötig ist, und zwar 
vor dem Hintergrund, daß in diesem Zeitraum 
die Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) und 
die Hebammengebührenverordnung angepaßt 
worden sind, und beabsichtigt die Bundesregie- 
rung deshalb, die beihilfefähigen Höchstbeträge 
nur der allgemeinen Preisentwicklung seit 1992 
anzupassen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 9. Juli 1999 

Im Hinblick auf die Haushaltslage ist derzeit keine Anpassung geplant. 


6. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 

(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 

Wilhelm Josef 
Sebastian 


(CDU/CSU) 


Welche Rationalisierungspläne hat die Bundes- 
regierung im Rahmen des Sparpaktes hinsicht- 
lich des Bundesamtes für Zivilschutz entwik- 
kelt, und welche Auswirkungen haben diese 
Pläne auf die Akademie für Notfallplanung und 
Zivilschutz (AkNZ) in Bad Neuenahr-Ahrwei- 
ler hinsichtlich des Bestandes dieser Institution 
sowie der Sicherheit der dortigen Arbeits- 
plätze? 
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Antwort der Staatssekretärin Brigitte Zypries 
vom 7. Juli 1999 

Die Bundesregierung sieht die Konsolidierung des Haushalts zugleich 
als Chance, die Verwaltung zu modernisieren. In diesem Zusammen- 
hang steht die Auflösung des Bundesamtes für Zivilschutz auf dem Prüf- 
stand. Unter welchen Voraussetzungen und wie dies im einzelnen 
umgesetzt werden kann, wird derzeit in Abstimmung mit allen Beteilig- 
ten, unter frühzeitiger Einbeziehung auch der Personalvertretungen, 
geprüft und geklärt. D a sich diese Prüfungen und Abstimmungen erst in 
der Anfangsphase befinden, sind derzeit weder Mitteilungen über die 
Pläne im einzelnen noch gar über weitergehende Einzelheiten, wie die 
AkNZ in Bad Neuenahr-Ahrweiler, möglich. 


8. Abgeordneter Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 

Dr. Max über die Umsetzung der Regelungen zur Alters- 

Stadler teilzeit in den Ländern? 

(F.D.P.) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 8. Juli 1999 

Die statusrechtliche Regelung der Altersteilzeit in § 72b Bundesbeam- 
tengesetz (BBG) gilt nur die Bundesbeamten. Für die Länder bestehen 
insoweit keine bindenden Vorgaben. Ihnen steht es frei, ob sie eine 
Altersteilzeit für Beamte einführen. 

Auch bei der inhaltlichen Ausgestaltung von beamtenrechtlicher Alters- 
teilzeit haben die Länder einen Freiraum. Bindungswirkungen bestehen 
lediglich hinsichtlich der für Bund wie Länder gleichermaßen geltenden 
Besoldungs- und Versorgungsregelungen der Altersteilzeit, die der 
Bundesregelung „entsprechendes Landesrecht” voraussetzen. 

„Entsprechendes Landesrecht” bedeutet, daß die wesentlichen Voraus- 
setzungen der Altersteilzeit denen des BBG entsprechen müssen. Dazu 
gehören z. B . nicht ein Rechtsanspruch auf Altersteilzeit für Beamte ab 
dem 60. Lebensjahr und eine Erstreckung von Altersteilzeit auf alle 
Verwaltungsbereiche. Zu berücksichtigen ist aber auch, daß die bessere 
versorgungs- und besoldungsrechtliche Ausgestaltung von Altersteilzeit 
im Sinne einer Anreizfunktion darauf ausgerichtet ist, ein besonderes 
Personalsteuerungselement zu schaffen, das auch einen arbeitsmarkt- 
politischen Beitrag des öffentlichen Dienstes ermöglicht. 

Mit diesen Maßgaben sind die Landesgesetzgeber frei in der Entschei- 
dung, über das Ob und Wie der Altersteilzeit für Beamte. 

Soweit der Bundesregierung bekannt, haben sieben Bundesländer zwi- 
schenzeitlich eine Altersteilzeitregelung für Beamte in ihren Landes- 
beamtengesetzen eingeführt. In sechs Ländern befinden sich entspre- 
chende Regelungen noch im Gesetzgebungsverfahren, in drei Ländern 
ist über die Einführung der Altersteilzeit für Beamte noch nicht ent- 
schieden. In den landesrechtlichen Regelungen wird häufig der Vor- 
behalt gemacht, ganze Verwaltungsbereiche von der Altersteilzeitrege- 
lung ausnehmen zu können. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


9. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 


(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen zur Verbreiterung der 
Bemessungsgrundlage des Steuerreformgeset- 
zes 1998 und des Steuerreformgesetzes 1999 (in 
der Fassung der Beschlußempfehlungen des 
Finanzausschusses) in den Drucksachen 13/8022 
und 13/8023 sind durch das Steuerentlastungs- 
gesetz 1999/2000/2002 erledigt? 


10. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Steuermehreinnahmen wäre nach 
jetziger Rechtslage bei Inkrafttreten der noch 
umsetzbaren Maßnahmen zur Verbreiterung 
der Bemessungsgrundlage des Steuerreform- 
gesetzes 1998 und des Steuerreformgesetzes 
1999 (in der Fassung der o. g. Beschlußempfeh- 
lungen) zum 1. Januar 2000 in den Jahren 2000, 
2001, 2002 und 2003 zu rechnen (vgl. Druck- 
sache 13/8023, S. 40 bis 62)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 8. Juli 1999 

In dem Finanztableau für das gescheiterte Steuerreformgesetz 1999 
wurden die Steuermehreinnahmen durch die Verbreiterung der Bemes- 
sungsgrundlage im Entstehungsjahr seinerzeit mit 52 916 Mio. DM 
beziffert. Folgende Finanzierungsmaßnahmen wurden mit dem Steuer- 
entlastungsgesetz 1999/2000/2002 in gleicher oder modifizierter Form 
umgesetzt (in Klammern jeweils die laufenden Nummern aus dem 
Tableau in Drucksache 13/8023): 


Maßnahme 

Steuermehr- 
einnahmen im 
Entstehungsj ahr 
laut Tableau 
Steuerreform 
1999 

(in Mio. DM) 

§ 3 Nr. 9 EStG (lfd. Nr. 10) 


Freibeträge für Abfindungen bei einer vom 
Arbeitgeber veranlaßten Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses 

665 

§3 Nr. 10 EStG (lfd. Nr. 11) 


Steuerfreiheit für Übergangsgelder und 
Übergangsbeihilfen 

84 
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Maßnahme 

Steuermehr- 
einnahmen im 
Entstehungsj ahr 
laut Tableau 
Steuerreform 
1999 

(in Mio. DM) 

§ 3 Nr. 52 EStG und § 3 LStDV (lfd. Nr. 17) 

Steuerfreiheit für Zuwendungen an Arbeit- 
nehmer anläßlich bestimmter Arbeitnehmer- 
und Geschäftsjubiläen 

84 

§ 17 Abs. 1 EStG (lfd. Nr. 24) 

Erweiterung der Besteuerung für Veräußerungs- 
gewinne bei wesentlichen Beteiligungen an 
Kapitalgesellschaften durch Senkung der 
Beteiligungsgrenze von bisher 25 v. H . 
auf 10 v. H. 

396 

§ 23 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a EStG (lfd. Nr. 25) 

Verlängerung der Spekulationsfrist für Veräuße- 
rungsgewinne bei privaten, nicht eigengenutzten 
Grundstücken 

317 

§ 23 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b EStG (lfd. Nr. 26) 

Verlängerung der Spekulationsfrist für Veräuße- 
rungsgewinne bei privaten Wertpapieren 

26 

§5 Abs. 4b EStG (lfd. Nr. 30) 

Verlängerung der Ansammlungsfrist für Still- 
legungs und Beseitigungsverpflichtungen bei 
Kernkraftwerken von 19 Jahren auf 25 Jahre 

1 355 

§5 Abs. 4c EStG (lfd. Nr. 31) 

Verbot der Bildung von Rückstellungen für 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

3 067 

§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 und 2 und 
§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 und 2 EStG (lfd. Nr. 32) 

Einführung eines Wertaufholungsgebotes 

3 863 

§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 EStG (lfd. Nr. 33) 

Aufhebung der Bewertung des nicht abnutzbaren 
Anlagevermögens und des Umlaufvermögens 
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 
mit dem höheren Teilwert 

69 

§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG und § 20 Abs. 2 KStG 
(lfd. Nr. 34) 

Realitätsnähere Bewertung von Rückstellungen, 
insbesondere von Schadensrückstellungen 
in der Versicherungswirtschaft 

2 801 
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Maßnahme 

Steuermehr- 
einnahmen im 
Entstehungsj ahr 
laut Tableau 
Steuerreform 
1999 

(in Mio. DM) 

§ 6b Abs. 1 bis 7 EStG (lfd. Nr. 35) 

Begrenzung der steuerneutralen Übertragung 
von aufgedeckten stillen Reserven 

177 

§80 EStDV (lfd. Nr. 41) 

Aufhebung des Importwarenabschlags 

219 

§ 21a KStG (lfd. Nr. 42) 

Streichung der Rücklage in Höhe von 3 v. H . 
der Bauspareinlagen bei Bausparkassen 

403 

§ 13 Abs. 3 EStG (lfd. Nr. 44) 

Senkung des Freibetrags für Land- und Forstwirte 

84 

§ 13a EStG (lfd. Nr. 45) 

Zielgenauere Umgestaltung der Ermittlung des 
Gewinns nach Durchschnittssätzen für kleine 
land- und forstwirtschaftliche Betriebe 

106 

§ 34b EStG (lfd. Nr. 50) 

Rechnerische Verteilung der Gewinne aus 
außerordentlichen Holznutzungen 

11 

§ 34e EStG (lfd. Nr. 51) 

Einschränkung der Steuerermäßigung von bis 
zu 2000 DM für eigenbewirtschaftete Betriebe, 
deren Gewinne weder nach Durchschnittssätzen 
ermittelt noch geschätzt werden 

25 

§20 Abs. 4 EStG (lfd. Nr. 67) 

Halbierung des Sparer-Freibetrags 

3 028 

§ 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG (lfd. Nr. 79) 

Streichung der Berücksichtigung von Zinsen für 
Nachforderungen und Stundung von Steuern 
sowie von Aussetzungszinsen als 

Sonderausgaben 

158 

§ lOd Abs. 1 EStG (lfd. Nr. 81) 

Begrenzung des Verlustrücktrages auf ein Jahr 

— 

§ lOi EStG (lfd. Nr. 85) 

Streichung des Vorkostenabzugs bei eigenheim- 
zulagebegünstigten Wohnungen 

591 
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Maßnahme 

Steuermehr- 
einnahmen im 
Entstehungsj ahr 
laut Tableau 
Steuerreform 
1999 

(in Mio. DM) 

§34 EStG (lfd. Nr. 88) 

Streichung der Gewährung des halben durch- 
schnittlichen Steuersatzes für außerordent- 
liche Einkünfte 

5 301 

§35 EStG (lfd. Nr. 89) 


Abschaffung der Steuerermäßigung bei 

Belastung mit Erbschaftsteuer 

11 

Summe 

22 841 


Die Maßnahmen „Aufhebung der Steuerfreiheit für Sanierungsgewinne” 
(§ 3 Nr. 66 EStG, lfd. Nr. 21, 42 Mio. DM) und „Streichung der 
Rückstellungen für drohende Verluste aus Dauerschuldverhältnissen” 
(§ 5 Abs. 4a EStG, lfd. Nr. 29, 3 598 Mio. DM) wurden bereits 1997 
mit Gesetz zur Fortsetzung der Unternehmenssteuerreform umgesetzt. 

Es verbleibt somit nach damaliger Rechnung ein Finanzierungsvolumen 
von 26 435 Mio. DM im Entstehungsjahr. Eine Aktualisierung der sei- 
nerzeit durchgeführten umfangreichen Berechnungen ist kurzfristig 
nicht möglich. 


11. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(Bayreuth) 

(F.D.P.) 


12. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(Bayreuth) 

(F.D.P.) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 8. Juli 1999 

Der Bundesrechnungshof prüft z. Z . bundesweit die räumliche Konzen- 
tration der Binnenzollämter. Im Rahmen dieser Untersuchung hat er 
eine Reorganisation der Zollämter in den Regionen Bayreuth, Coburg, 
Kronach, Kulmbach, Lichtenfels und Sonneberg empfohlen. 


Ist die Reorganisation der Zollämter im Regie- 
rungsbezirk Oberfranken schon abgeschlossen, 
und wie ist die Zukunft des Standortes Bayreuth 
gesichert? 


Welche Gründe sprechen ggf. für eine Verlage- 
rung des Zollamtes Bayreuth nach Kulmbach 
und welche dagegen? 
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Es ist vorgesehen, nach Auswertung aller Prüfungsmitteilungen unter 
Einbeziehung der Stellungnahmen der betroffenen Oberfinanzdirektio- 
nen ein Abstimmungsgespräch mit dem Bundesrechnungshof zu füh- 
ren, in dem alle wesentlichen Aspekte zur Präsenz der Zollverwaltung 
in der Fläche eingehend erörtert werden sollen. 

Bei den danach anstehenden Entscheidungen über die Aufhebung oder 
Zusammenlegung von Zollstellen wird - auch soweit die Region Ober- 
franken und speziell der Raum Bayreuth betroffen sind - zwischen den 
berechtigten Interessen der von einer evtl. Schließung/Verlagerung 
betroffenen Wirtschaftsbeteiligten einerseits und der ebenfalls unstritti- 
gen Notwendigkeit einer möglichst wirtschaftlichen Verwaltungsfüh- 
rung andererseits einzelfallbezogen abzuwägen sein. 

Das Bundesministerium der Finanzen wird versuchen, soweit möglich 
im Konsens mit dem Bundesrechnungshof verwaltungsökonomisch ver- 
tretbare Lösungen zu finden, die auch strukturpolitische Gesichts- 
punkte und die berechtigten Interessen der betroffenen Wirtschafts- 
beteiligten in der Region Oberfranken angemessen berücksichtigen. 


13. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Wie viele Planstellen sind zur ordnungsge- 
mäßen Verarbeitung der Freistellungsanträge 
und Bescheinigungen infolge der neuen 630- 
DM-Regelung erforderlich, wenn man von der 
in Drucksache 14/1190 genannten Fallzahlen 
von 1,8 Millionen und der in der Zeitschrift „Die 
Steuergewerkschaft” Nr. 6 - 99, S. 67, 
genannten Bearbeitungszeit von 30 Minuten 
ausgeht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 12. Juli 1999 

Nach der Kompetenzordnung des Grundgesetzes obliegt der Vollzug 
des Einkommensteuergesetzes (hier: § 39a Abs. 6 EStG) den Ländern. 
Um den Vollzug zu gewährleisten, bestimmen sie, ob und ggf. welche 
organisatorischen, personellen und haushaltsmäßigen Maßnahmen 
hierfür erforderlich sind. Welche Entscheidungen die Länder dies- 
bezüglich im einzelnen für notwendig gehalten haben, ist der Bundes- 
regierung nicht bekannt. 

Unabhängig davon hält die Bundesregierung eine isolierte Betrachtung 
der personellen Auswirkungen einzelner gesetzgeberischer Maßnah- 
men für irreführend. Entscheidend ist die Gesamtschau. Denn die jüng- 
sten gesetzlichen Regelungen des Steuerreformgesetzes 1999/2000/2002 
enthalten auch einige entlastende Elemente für die Finanzämter. So ist 
beispielsweise die bislang mangelhafte gesetzliche Grundlage zur Kon- 
trolle der Freistellungsaufträge nach § 45d EStG praxisgerechter gestal- 
tet worden, mit der Folge, daß die Finanzämter nicht mehr pro Jahr 
rund eine Million der nahezu substanzlosen Kontrollmitteilungen zeit- 
aufwendig überprüfen müssen. 
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Wie bereits in der Beantwortung Ihrer Frage 13 

in Drucksache 14/1190 dargelegt, dürfte die Bearbeitung eines Antrags 
nach der Schätzung der Bundesregierung während der 
Einarbeitungsphase kaum über zehn Minuten erfordern. Dieser Wert 
orientiert sich an den in der Praxis ermittelten Zeitwerten der 
Personalbedarfsberechnung der Länder für vergleichbare Tätigkeiten. 

Der Bundesregierung liegen bislang keine anderen fundierteren Bear- 
beitungszeitwerte vor. Es besteht für die Bundesregierung daher 
kein Anlaß, andere Werte ins Kalkül zu ziehen. Dies gilt auch für die 
behaupteten Werte der Deutschen Steuergewerkschaft. 


14. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das finanzielle Fördervolumen 
für die Eigentumsförderung von den bei der 
Einführung der Eigenheimzulage geplanten 
17 Mrd. DM auf heute 25 Mrd. DM jährlich 
angestiegen sei, wie dies im Rahmen der jüng- 
sten Sitzung der Bund-Länder-Bauminister- 
Konferenz geäußert worden sein soll, und wenn 
nein, wie hoch ist das Fördervolumen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 12. Juli 1999 

Als Folge der Wirksamkeit der Eigenheimzulage und der niedrigen 
Zinsen hat die Zahl der Förderfälle sehr stark zugenommen. Deshalb 
werden die Kosten eines Förderjahrgangs derzeit auf 25 Mrd. DM 
geschätzt. Dabei sind die Einsparungen durch die vom Kabinett be- 
schlossene Senkung der Einkommensgrenze nicht berücksichtigt. 


15. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Welche Entscheidungen trifft die Bundesregie- 
rung hinsichtlich der künftigen Strukturen der 
Zollverwaltung in Oberfranken und der Erhal- 
tung des Zollamtes in Bayreuth, nachdem auf 
meine Frage Nr. 11 in Drucksache 14/868 für 
den Monat April 1999 die bis Mitte Juni 1999 
eingehenden Stellungnahmen der Oberfinanz- 
direktionen Chemnitz und Nürnberg abgewar- 
tet werden sollten, und welche Gründe ver- 
anlassen die Bundesregierung zu ihren dies- 
bezüglichen organisatorischen Entscheidun- 
gen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 6. Juli 1999 

Die Frage der Neuorganisation der Zollverwaltung in Oberfranken ist 
-wie Ihnen bekannt - im Rahmen einer bundesweiten Prüfung des Bun- 
desrechnungshofes aufgeworfen worden. 
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Bisher liegen noch nicht alle Prüfungsbemerkungen vor. Es ist daher 
vorgesehen, zunächst keine Einzelentscheidungen über bereits beim 
Bundesministerium der Finanzen eingegangene Vorschläge des Bun- 
desrechnungshofes zu treffen, sondern nach Auswertung aller Prü- 
fungsmitteilungen in dieser Angelegenheit ein Abstimmungsgespräch 
mit dem Bundesrechnungshof zu führen, in dem alle wesentlichen 
Aspekte zur Präsenz der Zollverwaltung in der Fläche eingehend erör- 
tert werden sollen. In dieses Gespräch sollen auch die von Ihnen 
erwähnten, dem Bundesministerium der Finanzen inzwischen vorlie- 
genden Stellungnahmen der Oberfinanzdirektionen Chemnitz und 
Nürnberg eingebracht werden. 

Bei den danach anstehenden Entscheidungen über die Aufhebung oder 
Zusammenlegung von Zollstellen wird — auch soweit die Region Ober- 
franken und speziell der Raum Bayreuth betroffen sind - zwischen den 
berechtigten Interessen der von einer evtl. Schließung/Verlagerung 
betroffenen Wirtschaftsbeteiligten einerseits und der ebenfalls unstritti- 
gen Notwendigkeit einer möglichst wirtschaftlichen Verwaltungsfüh- 
rung andererseits einzelfallbezogen abzuwägen sein. 

Das Bundesministerium der Finanzen wird versuchen, soweit möglich 
im Konsens mit dem Bundesrechnungshof verwaltungsökonomisch ver- 
tretbare Lösungen zu finden, die auch strukturpolitische Gesichts- 
punkte und die berechtigten Interessen der betroffenen Wirtschafts- 
beteiligten in der Region Oberfranken angemessen berücksichtigen. 


16. Abgeordnete 

Ina 

Lenke 

(F.D.P.) 


Um welche Lebens- und Rentenversicherungs- 
verträge handelt es sich, wenn von Bundesmini- 
ster Hans Eichel angekündigt wird, daß sich an 
der steuerlichen Behandlung der Versiche- 
rungsverträge, die der Altersversorgung die- 
nen, nichts geändert werden soll? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 12. Juli 1999 

Ander steuerrechtlichen Behandlung von Rentenversicherungen ohne 
Kapitalwahlrecht soll nichts geändert werden. 


17. Abgeordnete Sollen alle Zinserträge aus diesen Verträgen 

Ina oder nur die außerrechnungsmäßigen Zinsen 

Lenke (Gewinnanteile) der Besteuerung unterliegen? 

(F.D.P.) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 12. Juli 1999 

Sämtliche Zinsen aus Sparanteilen von Kapitalversicherungen und von 
Rentenversicherungen mit Kapitalwahlrecht, die vom Tag der Verkün- 
dung der Gesetzesänderung im Bundesgesetzblatt an abgeschlossen 
werden, sollen besteuert werden. 
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18. Abgeordnete Soll die geplante Steuer jährlich oder bei Fällig- 

Ina keit der Versicherungsleistung in einem Betrag 

Lenke erhoben werden? 

(F.D.P.) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 12. Juli 1999 

Die dem Versicherungsvertrag jährlich gutgeschriebenen rechnungs- 
mäßigen und außerrechnungsmäßigen Zinsen sollen der Einkommen- 
steuer unterliegen. 


19. Abgeordnete 

Ina 

Lenke 

(F.D.P.) 


Flandelt es sich bei der geplanten 25%igen 
Steuer um eine Abgeltungssteuer oder nur um 
eine Vorauszahlung, die ggf. entsprechend dem 
individuellen Steuersatz erhöht wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 12. Juli 1999 

Bei der von den Versicherungsunternehmen für Rechnung des Ver- 
sicherungsnehmers einzubehaltende Kapitalertragsteuer handelt es sich 
nicht um eine Abgeltungssteuer, sondern um einen auf die individuelle 
Einkommensteuer anrechenbaren Steuerabzug. 


20. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Luther 

(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung die Strei- 
chung des Bundeszuschusses an die Bundesan- 
stalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
(BvS) von 915,3 Mio. DM im Jahre 2000 im Hin- 
blick darauf, daß nach Presseberichten die 
letzte Jahresabschlußrechnung der BvS und die 
mittelfristige Finanzplanung einen Zuschußbe- 
darf in den kommenden Jahren von ca. 9,5 Mrd. 
DM zusätzlich ausgewiesen hatten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Juli 1999 

Die BvS erhält Zuwendungen aus dem Bundeshaushalt, wenn und 
soweit die eigenen Einnahmen nicht ausreichen, um die zur vollständi- 
gen Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Ausgaben zu decken. Der 
im Finanzplan 1999 für das Jahr 2000 vorgesehene Zuwendungsbedarf 
von 915,3 Mio. DM entsprach dem Erkenntnisstand des 1. RegE 1999 
vom Juli 1998. Mit Aufstellung des RegE 2000 wurden die Wirtschafts- 
planansätze der BvS den aktuellen Erkenntnissen über den voraussicht- 
lichen Einnahmen- und Ausgabenverlauf angepaßt. Danach sind 
Zuwendungen aus dem Bundeshaushalt zur Finanzierung der BvS-Auf- 
gaben im Jahr 2000 nicht erforderlich. 
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Die Veränderungen gegenüber dem bisherigen Finanzplan sind im 
wesentlichen auf die Erhöhung von Einnahmepositionen zurückzufüh- 
ren, die insbesondere auf zeitlichen Verschiebungen von Zahlungsfäl- 
ligkeiten beruhen. Die Absenkung der Ausgaben ergibt sich u. a. auf- 
grund der Änderungen in der Finanzplanung des Entschädigungsfonds. 

Die Vermögensrechnung der BvS als Gegenüberstellung aller erkenn- 
baren zukünftigen Ausgaben und Einnahmen wird nach bilanzrecht- 
lichen Grundsätzen unter Beachtung des kaufmännischen Vorsichts- 
prinzips aufgestellt. Deshalb kann aus der Vermögensrechnung nur 
bedingt auf den künftigen Zuwendungsbedarf geschlossen werden. 


21. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Luther 

(CDU/CSU) 


Inwieweit und in welchen neuen Ländern wird 
sich die Streichung des Bundeszuschusses an die 
BvS sowie die für die Jahre 2001 bis 2003 vorge- 
sehene Streichung von insgesamt 400 Mio. DM 
an die Lausitzer- und Mitteldeutsche Bergbau 
Verwaltungsgesellschaft mbH (LMBV) auf die 
Braunkohlesanierung in den neuen Ländern 
auswirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Juli 1999 

Die finanzielle Fähigkeit der BvS, ihren Verpflichtungen jederzeit nach- 
zukommen, wird durch die gegenüber der Finanzplanung verminderte 
Zuwendung des Bundes an die BvS nicht eingeschränkt. 

Die Bundesregierung rechnet nicht mit nennenswerten Auswirkungen 
der geplanten Einsparungen in den Jahren 2001 bis 2003 bei der Braun- 
kohlesanierung auf den Umfang der geplanten Sanierungsmaßnahmen. 
In den Jahren 2001 und 2002 werden die bisher vorgesehenen Ansätze 
von jeweils 600 Mio. DM um 50 Mio. DM auf 550 Mio. DM reduziert. 
Für die Jahre ab 2003 besteht kein Verwaltungsabkommen mit den Län- 
dern über die Regelung der Finanzierung der Braunkohlesanierung. 
Die Bundesregierung geht davon aus, daß die für das Jahr 2003 vorgese- 
henen Bundesausgaben in Höhe von 300 Mio. DM wegen des bis dahin 
erreichten Sanierungsstande ausreichen werden. 

Durch Einsparungen infolge wettbewerblicher Ausschreibungen konn- 
ten in der Vergangenheit die Kosten einzelner Arbeiten deutlich redu- 
ziert werden. Hierdurch erfolgte die Sanierung bisher kostengünstiger 
und deutlich schneller als ursprünglich erwartet. Bereits im Jahre 2001 
wird daher ein Großteil der bergrechtlich erforderlichen Sanierungs- 
maßnahmen weit fortgeschritten bzw. abgeschlossen sein. Ab 2001 wird 
durch die geplanten Einsparungen lediglich das Vorziehen von Sanie- 
rungsmaßnahmen nicht mehr im bisherigen Umfang möglich sein. Die 
insgesamt zu erledigenden Sanierungsarbeiten der LMBV werden 
durch die geplanten Einsparungen nicht beeinträchtigt. 


22. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Wirkung 
des seit dem 1. April 1999 geänderten § 50a 
Abs. 7 Einkommensteuergesetz (EStG) auf das 
Transportgewerbe, und erkennt die Bundes- 
regierung Änderungsbedarf? 
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23. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, in welcher Weise und in welchem Zeit- 
horizont? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 12. Juli 1999 

Die Neuregelung des § 50a Abs. 7 EStG gilt erst seit 1. April 1999. 
Daher kann zum jetzigen Zeitpunkt die Wirkung der Regelung auf das 
Transportge werbe noch nicht abschließend beurteilt werden. Entspre- 
chendes gilt für möglichen Änderungsbedarf. 


24. Abgeordneter 
Klaus 
Riegert 

(CDU/CSU) 


Sieht sich die Bundesregierung in der Lage mit- 
zuteilen, welche Projekte im Sportstätten- 
bereich in den neuen Ländern im Jahr 1997 nach 
dem Investitionsförderungsgesetz „Aufbau Ost” 
in welchem Umfang gefördert wurden (bitte 
nach Möglichkeit getrennt nach Ländern 
aufschlüsseln)? 


25. Abgeordneter Wie hoch waren jeweils die Komplementärmit- 

Klaus tel der Länder bzw. der Kommunen? 

Riegert 

(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 
Klaus 
Riegert 

(CDU/CSU) 


Wenn die Bundesregierung nicht in der Lage ist, 
die Prägen 24 und 25 zu beantworten, welche 
Gründe liegen vor? 


27. Abgeordneter 
Klaus 
Riegert 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Zahlen der nach 
dem Investitionsförderungsgesetz „Aufbau Ost” 
förderungsfähigen Projekte im Sportstät- 
tenbereich vor, die über die bisher geförderten 
Projekte hinaus zur Pörderung angemeldet sind, 
und wie hoch sind die aus dem Investi- 
tionsförderungsgesetz „Aufbau Ost” beantrag- 
ten Zuwendungen (bitte Einzelauflistung nach 
Projekten und Ländern)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 12. Juli 1999 

Finanzhilfen nach dem Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost (IfG) 
werden an die Länder zur anteiligen Finanzierung von Investitionen 
vergeben. Die Länder belegen dem Bund die Verwendung der Mittel 
für investive Zwecke in den in § 3 IfG aufgeführten Förderbereichen 
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gemäß § 4 Abs. 1 der Verwaltungsvereinbarung zum IfG vom 9. Juni 
1994 (VV-IfG) im nachhinein. Alle Meldungen der Länder für das Jahr 
1997 liegen seit kurzem in einem auswertbaren Zustand vor. 


Aufgrund des im IfG vorgesehenen Verfahrens sind Vorhaben der Län- 
der beim Bund nicht vorab anzumelden. Dem Bund können deshalb 
keine weiteren Meldungen über die Förderung von Sportstätten aus 
IfG-Mitteln vorliegen. 


Die Sportstättenförderung ist kein eigenständiger Förderbereich im 
Sinne von § 3 IfG. Daher geben die Länder auch keine Meldung über 
ausschließlich in diesem Bereich verwendete Mittel ab. Weit überwie- 
gend werden Sportstätten im Förderbereich „soziale Einrichtungen der 
Kommunen” gemäß § 3 Nr. 6 IfG gefördert. Da die Länder die Möglich- 
keit zur Zusammenfassung einzelner Projekte gemäß § 4 Abs. 1 Satz 3 
VV-IfG nutzen, liegen der Bundesregierung keine zuverlässigen Anga- 
ben zur Anzahl der geförderten Einzelprojekte im Sportstättenbereich 
vor. 


Unter Berücksichtigung der dargelegten Schwierigkeiten bei der Erfas- 
sung der Sportstätten sind nur grobe Angaben möglich, die die verwen- 
deten Mittel tendenziell zu hoch und die geförderten Projekte zu gering 
ausweisen. Einzelheiten zu den im Sportstättenbereich im Jahr 1997 
geförderten Vorhaben sind aus der folgenden Übersicht zu entnehmen. 


IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

Berlin 



Zuschuß an die Sportstätten GmbH für 
den Neubau der Max-Schmeling-Halle 
(Ersatzbau) 

32 498 

3 611 

Zuschuß an die Sportstätten GmbH 
für den Neubau der Radsporthalle, 
Landsberger Allee (Ersatzbau) 

63 132 

7 015 

Zuschuß an die Sportstätten GmbH für den 
Neubau der Schwimm- und Sprunghalle, 
Landsberger Allee (Ersatzbau) 

86 169 

9 575 

Neubau des Oberstufenzentrums 
Industrie-und Datenverarbeitung 
Babelsberger Straße/Sporthalle 

503 

56 

Sanierung von Sportstätten 
im Bezirk Tiergarten 

51 

6 

Sanierung von Spiel- und Sportplätzen 
im Bezirk Wedding 

111 

13 

Sanierung von Sportstätten 
im Bezirk Wedding 

468 

52 
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IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

Berlin 



Sanierung von Kindereinrichtungen 
und Sportplätzen im Bezirk Wedding 

1 995 

222 

Sanierung von Sportstätten 
im Bezirk Kreuzberg 

365 

41 

Sanierung von Spiel- und Sportplätzen 
im Bezirk Kreuzberg 

528 

59 

Ersatzbauten eines Jugendfreizeitheims 
und eines Umkleidegebäudes, 

Sportplatz Heckerdamm 

112 

13 

Sanierung von Sportstätten 
im Bezirk Charlottenburg 

144 

16 

Erweiterung und Umbau des Umkleide- 
gebäudes auf der Sportanlage 

Wiesbadener Straße 

99 

12 

Sanierung von Sportstätten 
im Bezirk Wilmersdorf 

675 

75 

Sanierung von Sportstätten 
im Bezirk Wilmersdorf 

414 

46 

Sanierung von Spiel- und Sportstätten 
im Bezirk Wilmersdorf 

981 

109 

Grundinstandsetzung des Strandbads 
Wannsee, 3. Bauabschnitt 

810 

90 

Sanierung von Sportstätten 
im Bezirk Zehlendorf 

999 

111 

Erweiterung und Umbau 
des Stadtbads Schöneberg 

3 040 

338 

Umbau des Ballspielplatzes 
im Treitschkepark 

187 

21 

Sanierung von Sportstätten 
im Bezirk Steglitz 

1 205 

134 

Neubau einer Sporthalle, Stadion Neukölln 

3 930 

437 

Sanierung von Sportstätten 
im Bezirk Neukölln 

1 478 

165 

Sanierung von Sportstätten im Bezirk Mitte 

1 550 

173 

Sanierung von Sportstätten im Bezirk 
Prenzlauer Berg 

7 894 

878 

Sanierung von Spiel- und Sportplätzen 
im Bezirk Friedrichshain 

553 

62 
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IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

Neubau einer Grundschule und einer 
Sporthalle, Alt-Glienicke, Mohnweg 
(Städtebaugebiet) 

9 149 

1 017 

Neubau einer Grundschule mit Sporthalle, 
Bereich Karow (Städtebaugebiet) 

703 

79 

Neubau einer Gesamtschule mit Sporthalle, 
Karow Nord (Städtebaugebiet) 

12 135 

1 349 

Sanierung von Jugendfreizeiteinrichtungen 
und Sportstätten im Bezirk Weißensee 

237 

27 

Neubau einer kooperativen Grund- und 
Sonderschule sowie einer Sporthalle 
in Buchholz, Rosenthaler Weg 
(Städtebaugebiet) 

8 948 

995 

Sanierung von Sportstätten 
im Bezirk Pankow 

169 

19 

Sanierung von Sportstätten 
im Bezirk Marzahn 

1 611 

179 

Sanierung von Sportstätten 
im Bezirk Hohenschönhausen 

603 

67 

Neubau einer Sporthalle Eilenburger Straße 

6 510 

724 

Summe Berlin (35 Vorhaben): 

249 959 

27 783 




Brandenburg 



Sanierung und Neubau 

Schwimmbad Brandenburg 

360 

43 

Sanierung Sporthalle in Brandenburg 

485 

110 

Sanierung Schwimmstadion Cottbus 

2 331 

259 

Rekonstruktion Schwimmhalle 

Frankfurt (Oder) 

873 

1 504 

Sanierung Außensportanlagen 

Sportplatz Potsdam 

1 177 

1 653 

Ersatzbau Sporthalle Eberswalde 

1 585 

177 

Ersatzneubau Sporthalle Eberswalde 

445 

1 656 

Ersatzbau einer Sporthalle in Finowfurt 

1 705 

247 

Ersatzbau einer Sporthalle in Zepernick 

158 

107 

Neubau Sporthalle Schulzendorf 

551 

1 286 

2. Bauabschnitt Ersatzbau 

Sporthalle Doberlug-Kirchhain 

502 

126 

Sanierung Sporthalle Elsterwerda 

1 854 

464 
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IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

2. Bauabschnitt Ersatzbau 

Sporthalle Herzberg 

1 520 

380 

Gestaltung Oberfläche 

Dressur- und Reitplatz 

10 

40 

Bau eines Sport- und Vereinsheimes 
(Plessa) 

107 

426 

Bau eines Sport- und Freizeitzentrums 

Alt Zeschdorf 

119 

475 

Neubau einer Sporthalle in Hoppegarten 

591 

1 695 

Sanierung Schwimmhalle Strausberg 

850 

94 

Neubau Mehrzweckhalle Fürstenberg 

915 

101 

Städtebauliche Sanierung einer 

Sporthalle in Henningsdorf 

1 253 

144 

Neubau Mehrzweckhalle Liebenwalde 

117 

13 

Neubau 3-Feld-Sporthalle Velten 

90 

10 

Sanierung Freibad Calau 

1 878 

932 

Neubau Mehrzweckhalle Großkoschen 

1 128 

2 291 

Ersatzneubau Sporthalle Hosena 

85 

57 

Ausbau der Mehrzweckhalle Ortrand 

460 

1 840 

Neubau Mehrzweckhalle Ortrand 

337 

2 900 

Ersatzbau Sporthalle Senftenberg 

1 079 

120 

Umbau und Erweiterung 

Schwimmhalle Senftenberg 

1 780 

255 

Neubau Breitensporthalle Bad Saarow 

752 

84 

Neubau Sporthalle Fürstenwalde 

559 

158 

Rekonstruktion Schwimmbad Neuzelle 

75 

300 

Neubau Mehrzweckhalle Fehrbellin 

1 234 

195 

Neubau Mehrzweckhalle Wusterhausen 

903 

1 400 

Neubau Doppelsporthalle Kleinmachnow 

1 500 

817 

Neubau Mehrzweckhalle Treuenbrietzen 

1 000 

565 

Sanierung und Erweiterung 

Mehrzweckhalle Wusterwitz 

899 

1 371 

Mehrzweckhalle Forst 

637 

2 546 

Vorhaben Chemiesporthalle Guben 

1 079 

120 

Neubau Mehrzweckhalle in Welzow 

540 

2 160 

Neubau Mehrzweckhalle Welzow 

694 

3 175 
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IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

Errichtung Mehrzweckhalle Dahme 

460 

1 840 

Bau eines Dressurvierecks 

und Nebenanlagen Pferdesportzentrum 

40 

158 

Sanierung Freibad Jüterbog 

3 415 

3 593 

Ersatzbau Sportplatz Luckenwalde 

1 990 

222 

Neubau Freizeit- und Erlebnisbad Schwedt 

240 

960 

Neubau Mehrzweckhalle Templin 

1 600 

190 

Sanierung von Sporteinrichtungen 
(Sporthallen, Schwimm- und Freibäder, 
Sport- und Spielplätze) 

7 445 

3 731 

Sanierung von Sporteinrichtungen 
(Sporthallen, Schwimm- und Freibäder, 
Sport- und Spielplätze) 

2 562 

1 681 

Sanierung von Sporteinrichtungen 
(Sporthallen, Schwimm- und Freibäder, 
Sport- und Spielplätze) 

1 388 

290 

Sanierung von Sporteinrichtungen 
(Sporthallen, Schwimm- und Freibäder, 
Sport- und Spielplätze) 

2 154 

263 

Summe Brandenburg (51 Vorhaben): 

55 509 

45 225 




Mecklenburg-V orpommern 



Baumaßnahmen in Vereinssportanlagen 
(Umbau eines Stallgebäudes zur Raum- 
schießanlage) 

90 

10 

Bauliche Maßnahme 

Sportplatz Reitbahnweg 

434 

48 

Sanierung von Sportanlagen des Breiten- 
sports in Rostock sowie Sanierung der 
Speedway-Anlage in Ludwigslust 

140 

16 

Baumaßnahmen an Vereinssportanlagen 
in Schwerin, Rostock und Demmin 

103 

11 

2. Bauabschnitt der Sanierung der über- 
wiegend für den Freizeitsport genutzten 
Sporthalle in Graal-Müritz (Realschule 
dient zur Standortbezeichnung) 

132 

15 

Ersatzneubau einer Zweifeldsporthalle zur 
Absicherung des Schul- und Freizeitsportes 
anstelle der Instandsetzung von zwei Ein- 
feldturnhallen (überwiegend Freizeitsport) 

225 

25 

Neubau einer Turnhalle in Kühlungsborn 

282 

2 668 
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IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

Rekonstruktion des Sportplatzes in Sanitz 

180 

793 

Neugestaltung und Sanierung von Sport- 
stätten für die Ebene kreisangehörige 
Gemeinden des Landkreises Bad Doberan 

386 

43 

Baumaßnahmen an Vereinssportanlagen in 
Stavenhagen, Güstrow und Penzlin 

266 

30 

Sanierung der Sporthalle (2. Bauabschnitt) 

225 

25 

Ersatzneubau Sporthalle 

1 710 

190 

Umbau/Sanierung des Bettenhauses an 
der Sportschule des Landessportbundes 
Güstrow 

447 

50 

Neubau Sportplatzgebäude in Kuchelmiß 

111 

12 

Baumaßnahmen an Vereinssportanlagen in 
Liibz, Neustrelitz, Ueckermünde, Tessin, 
Altenpleen, Kühlungsborn, Mühl-Rosin, 
Güstrow 

730 

81 

Neubau einer Sporthalle in Biitzow (auch 
Nutzung für den Breiten- und Vereinssport) 

202 

153 

Sanierung Sporthalle O-Ibs Hagenow 
(2. Bauabschnitt) 

84 

9 

Sanierung Sportstadion Neustadt-Glewe 

171 

19 

Fassaden- und Dachsanierung sowie 
Innenausbau einer Sporthalle in 
Neustadt-Glewe (2. Bauabschnitt) 

180 

20 

Sanierung der Sporthalle in Tessin 
(2. Bauabschnitt) 

51 

6 

Sanierung der Sporthalle 
(3. Bauabschnitt) 

47 

6 

Bau einer Ersatzsporthalle, da vorhandene 
Sporthallenkapazität nicht ausreicht zur 
Absicherung des Schul- und Vereinssports 
(überwiegend Vereinssport) 

315 

35 

Bau einer Mehrzweckhalle in Woldegk 

206 

3 008 

Sanierung der Sporthalle durch Erneuerung 
des Parkettfußbodens 

30 

4 

Neubau der Tribüne für Sporthallen 
in Grimmen 

135 

15 

Neubau Sportplatzgebäude in Ribnitz- 
Damgarten-Stadion, Am Bodden 

257 

29 

Neubau einer Sporthalle 
im Amtsbereich Nipars 

716 

80 
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IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

Neubau der Turnhalle in Velgast 
zur Mitnutzung für den Breitensport der 
Gemeinde, insbesondere Handball, 
Leichtathletik, Fußball 

2 368 

371 

Sanierung der Sporthalle 

308 

34 

Sanierung der Sporthalle in Brüsewitz 

37 

4 

Ersatzneubau einer Sporthalle, da alte 
Sporthalle wirtschaftlich nicht mehr 
sanierungsfähig 

45 

5 

Sanierung der Sporthalle in Liibow 

75 

8 

Tribünenbau Sporthalle Neukloster 

222 

25 

Neubau einer Sporthalle in Ahlbeck 
(Fortführungsmaßnahme) 

160 

2 864 

Sanierung der Sporthalle in Karlshagen, 

1 . Bauabschnitt 

47 

6 

Neubau einer Sportstätte in Krien 

166 

1 214 

Sanierung der Sporthalle Neuenkirchen 

225 

25 

Sanierung von Sporthallen in Hagenow, 
Karlshagen sowie Grevesmühlen 

425 

47 

Neubau der Sporthalle in Banzkow 

446 

50 

Neubau einer Sporthalle in Briiel 

1 468 

163 

Ersatzneubau Sporthalle Marnitz 

405 

45 

Bau einer Eigenwasserversorgung und 
Umbau Seesportgebäude der Landes- 
fußballschule Parchim 

20 

3 

Neubau eines Funktionsgebäudes für den 
Sportverein SV Plate 

58 

6 

Neubau Sporthalle Banzkow 

641 

2 574 

Ersatzneubau einer Sporthalle 
in Gaz auf Rügen 

761 

85 

Ersatzneubau Sporthalle Göhren für den 
Amtsbereich Mönchgut-Granitz; die bisher 
existierende Sporthalle wurde baupolizei- 
lich gesperrt und ist nicht mehr sanierungs- 
fähig 

450 

50 

1. Bauabschnitt für Sanierung 
einer Sporthalle in Eggesin 

295 

33 

2. und 3. Bauabschnitt der Sanierung 
der Sporthalle 

243 

27 
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IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

Ersatzneubau für die Kürrassier-Sporthalle 
(3-Feld-Sporthalle) 

427 

48 

Neubau einer Tribüne in der 
Dreifach-Sporthalle Ueckermünde 

135 

15 

Sanierung Kegelbahn Dänholm sowie 
Sanierung und Ausbau Schießsportstätte 

22 

3 

Sanierung von Sporthallen (z. B . Dächer, 
Fenster, Fleizungen, Fußböden) 

298 

33 

Sanierung von Sportplatzgebäuden, Kanu- 
bootshäusern, Sportplätzen sowie einer 
Speedway -Anlage (1. Bauabschnitt) 

46 

5 

Instandsetzung und Sanierung von Sport- 
hallen in den Ämtern Malchin und Malliß 
bzw. in Kühlungsborn und der Stadt Malchin 

9 

1 

Neubau oder Sanierung von Sportanlagen 
(außer Sporthallen) 

173 

19 

Sanierung und Instandsetzung von 
Sportplätzen bzw. Sportplatzgebäuden 

1 

1 

Sanierung von Sporthallen 

166 

18 

Sanierung von Sporthallen 

77 

9 

Sanierung von Sportplatzgebäuden und 
Herrichten von Spiel- und Trimmplätzen; 
Neubau eines Sportplatzgebäudes in 
Samtens, da Umbau des vorhandenen aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht möglich 

178 

20 

Instandsetzung/Sanierung von Sport- 
anlagen (keine Sporthallen) 

5 

1 

Sanierung von Sporthallen 

22 

3 

Instandsetzung und Erweiterung einer 
Sporthalle in Neubrandenburg; 

Sanierung von Sportplätzen 

8 

1 

Bau Zuschaueranlage auf Sportplatz 
Schönberg; Sanierung von Sportplätzen; 

Bau von Kleinsportanlagen als Ersatz 
für bisher für sportliche Zwecke 
genutzte Flächen, keine wirtschaftlich 
vertretbare Instandsetzung 

266 

30 

Sanierung von Sporthallen 

10 

1 

Neubau bzw. Sanierung Sportplatzgebäude 
Sievershagen und Plüschow 

159 

18 
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IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

Rekonstruktion der Sporthalle Tessin ein- 
schließlich Erweiterung des Sanitärtraktes 
sowie komplette Sanierung der Dachhaut 
für die Sporthalle Rostock, Gerüstbauerring 

62 

7 

Sanierung von Sporthallen 

209 

23 

Umbau, Neubau bzw. Sanierung von Sport- 
anlagen oder Sportplatzgebäuden 

55 

6 

Neubau von Sportplätzen in Greifswald, 
Güstrow und Groß Plasten 

310 

34 

Neubau und Sanierung von Sportanlagen 

278 

31 

Sanierung von Sportplatzgebäuden 
in Löbnitz und Putbus 

16 

2 

Sanierung der Sporthalle Neubranden- 
burg, Katharinenstraße sowie der 

Sporthalle Schwerin, A .-Lindgrenschule 

179 

20 

Neubau und Sanierung von Sportanlagen 

280 

31 

Sanierung von Sporthallen 

61 

7 

Umbau, Neubau bzw. Sanierung von 
Vereinssportanlagen in Waren, 

Rostock und Rövershagen 

110 

12 

Kleine Investitionen der Kommunen in den 
Bereichen Kindergärten, Jugendein- 
richtungen, Sportstätten, Senioren- und 
Behinderteneinrichtungen sowie der Frei- 
willigen Feuerwehr (beginnend 1995) 

5 347 

8 066 

Sanierung der Sporthalle in Laage, 

3. Bauabschnitt und der Sporthalle 
in Neustadt-Glewe, 1 . Bauabschnitt 

201 

22 

Sanierung des Sportlerheims Groß Wokern; 
Sanierung des Waldbads Vellahn und 
Neubau einer Spielanlage in Küssow 

161 

18 

Sanierung von Sporthallen 

424 

47 

Neubau und Sanierung von Sportplätzen 
in Altentreptow, Neubrandenburg, Putbus, 
Eggesin, Anklam, Rostock, Wismar 

1 666 

185 

Sanierung von Sportplätzen in Brüsewitz, 
Greifswald, Bad Doberan bzw. Groß Stieten 
sowie Sanierung einer Schwimmhalle in 
Neubrandenburg 

437 

49 

Sanierungsmaßnahmen an Sporthallen in 
Wusterhusen, Rostock-Marienehe, Barth 
und Ribnitz-Damgarten 

514 

57 
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IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

Baumaßnahmen an mehreren Vereins- 
sportanlagen in Rostock bzw. Greifswald 
sowie an Vereinssportanlagen in Boizen- 
burg, Ducherow, Teterow, Satowund 
Rabensteinfeld 

373 

42 

Neubau je einer Reithalle für den Reit- 
verein Sophienhof und den Verein Woldegk 

180 

20 

Ersatzneubau von Sportplätzen in 

Torgelow, Neustrelitz und Plate 

450 

50 

Sanierung Sporthallen- und Sanitärbereich 
sowie Verbesserung der Umkleidemöglich- 
keit der Sporthalle Kirchdorf/Poel und 
Komplexsanierung einschließlich Fassaden- 
instandsetzung der Sporthalle 

Berufliche Schule Malchin 

525 

58 

Sanierung Sportplatzgebäude und Sport- 
platz in Eggesin bzw. Ludwigslust 

76 

8 

Ersatzneubau Kleinsportanlage in Sponholz 
und Sanierung Sportplatzgebäude Wolgast 

67 

7 

Kleine Investitionen der Kommunen in den 
Bereichen Kindertagesstätten, Jugendein- 
richtungen, Sportstätten, Senioren- und 
Behinderteneinrichtungen sowie der Frei- 
willigen Feuerwehr (beginnend 1996) 

9 212 

11 457 

Kleine Investitionen der Kommunen in den 
Bereichen Kindertagesstätten, Jugendein- 
richtungen, Sportstätten, Senioren- und 
Behinderteneinrichtungen sowie der Frei- 
willigen Feuerwehr (beginnend 1997) 

15 229 

15 869 

Summe Mecklenburg-Vorpommern 
(90 Vorhaben): 

55 135 

51 398 




Sachsen 



Sanierung Sportkomplex - 
Sportschule Rabenberg 

5 400 

600 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Kommune RP Chemnitz) 

2 661 

6 731 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Kommune RP Chemnitz) 

220 

525 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Vereine RP Chemnitz) 

766 

1 485 
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IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Vereine RP Chemnitz) 

64 

142 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Kommune RP Dresden) 

652 

1 549 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Kommune RP Dresden) 

85 

199 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Kommune RP Dresden) 

847 

1 521 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Kommune RP Dresden) 

136 

317 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Vereine RP Dresden) 

509 

732 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Vereine RP Dresden) 

231 

666 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Vereine RP Dresden) 

379 

184 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Kommune RP Leipzig) 

466 

1 452 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Kommune RP Leipzig) 

505 

2 329 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Kommune RP Leipzig) 

180 

420 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Kommune RP Leipzig) 

75 

175 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Vereine RP Leipzig) 

352 

276 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Vereine RP Leipzig) 

77 

64 
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IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Vereine RP Leipzig) 

90 

70 

Sportstättenbau (Sanierung, Instandsetzung 
und Ersatzbau von Sporteinrichtungen - 
Kommune/SMK) 

2 737 

6 831 

Summe Sachsen (20 Vorhaben): 

16 430 

26 266 




Sachsen-Anhalt 



Sanierung Südschwimmhalle 

556 

62 

Ausstattung Stadion; Multifunktionaler 
Freizeitplatz; Preßcontainer Waldbad 
Pflegegerät für Kunststoffbahn; Moderni- 
sierung Umkleide- und Sanitäranlagen 
Sport- und Spielgeräte Naturbad; 
Umkleideschränke Südschwimmhalle; 
Rekonstruktion von Außenanlagen 

1 111 

124 

Neubau einer Sport- und Mehrzweckhalle 
in Roßlau (Beginn 1997) 

500 

3 692 

Baumaßnahme Badeanstalt; Sanierung 
Sportheim; Baumaßnahme Nichtschwim- 
merbecken; Sanierung Tischtennishalle; 
Baumaßnahme Sporthalle; Ausbau Frei- 
bad; Stadion Sozialtrakt; Traversierung; 
Sanierung Sport- und Jugendheime 

1 514 

213 

Freizeit GmbH Sanierung Tiergarten, 
Schwimmbad, Parkeisenbahn 

530 

70 

Freizeit GmbH für Sanierung der Para- 
dieses-Ausflugsgaststätte mit Freizeit- 
park für Kinder - Innen-/ Außensanierung 
Freibäder 

2 572 

528 

Sanierung des Kulturhauses Brehna 
zur Nutzung als Sporthalle 

320 

808 

Umbau und Sanierung Schwimmbad; 
Sanierung Sportlerheim; Sanierung 

Stadion; Sanierung Schwimmbad; 

Sporthalle Ersatzbau; Schwimmhalle 
Erneuerung Glasfassade; Ausbau 
Sportlerheim; Sanierung Kegelbahn 

3 790 

707 

Sportplatzsanierung; bauliche Verbesse- 
rung Sportplatz (Heizung); Einbau einer 
Umwälzpumpe; Schallschutzmaßnahmen 
Turnhalle; Prallwände-Bau; Spielfeld- 
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IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

anlagen Sportplatz; Bauvorbereitung 
Freizeitbad; Renaturierung Bad; Rekon- 
struktion Sanitär und Beleuchtung 

1 531 

439 

Neubau einer Leichtathletikhalle 
in Halle (Beginn 1995) 

1 500 

9 011 

Sanierung und Modernisierung des 
Schwimmhallenkomplexes Fritz Lesch 
in Halle (Beginn 1995) 

1 187 

2 024 

Eissporthalle Umbau Toiletten; Sport- 
komplex Rekonstruktion Sanitärtrakt; 
Stadtbad Umbau und Verbesserung; 
Schwimmhalle Saline Rekonstruktion; 
Rekonstruktion Wasserbecken/Curieplatz 

1 819 

261 

Neubau einer Sporthalle inNebra, 
Grabenmühlenweg - Ersatzneubau - 

300 

1 400 

Stadtbad Landwehr 2. Bauabschnitt 
Planschbecken Behinderten-WC sowie 
Teilsanierung Fachwerkhaus 

260 

108 

Neubau einer Einfeld-Sporthalle mit 
Kegelbahn in Walbeck (Beginn 1997) 

701 

2 029 

Sanierung und Erweiterung der Sporthalle 
(ohne Außenanlagen) in Schafstädt 

254 

1 517 

Neubau eines Sportplatzes 
in Hohenmölsen-Süd (Beginn 1997) 

200 

1 467 

Neubau eines Sportplatzfunktionsgebäudes 
mit Kegelsportanlage in Hohenmölsen 

85 

1 474 

Neubau einer Dreifeld-Sporthalle 
in Hohenmölsen-Süd (Beginn 1996) 

310 

6 326 

Fußboden- und Fliesenerneuerung im 
Schwimmbad; Vorplanung Schwimmhalle; 
Sanierung Duschräume Sportlerheim; 
Instandsetzung von Sportstätten; 

Sanierung Sanitäranlagen Sportlerheim; 
Sanierung Planschbecken; Sportplatz; 
Deckensanierung Turnhalle; Teilsanierung 

1 800 

397 

Erweiterung Anbau Kegelbahn; Sanierung 
Bootshaus; Sanierung Sporthalle; 

Sanierung der kommunalen Sportein- 
richtungen; Anbau Sporthalle; Sport- 
stätten - bauliche Verbesserung; Erneue- 
rung Heizung und Sanitär in der Kegelhalle 

1 732 

1 032 

Neubau der Bördelandhalle Magdeburg 
(Beginn 1995) 

1 000 

8 921 
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IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

Neubau einer Zweifeld-Sporthalle am 
Gymnasium in Eilsleben (Beginn 1996) 

267 

1 550 

Neubau einer Sporthalle in 

Hohendodeleben (Beginn 1996) 

658 

1 563 

Ersatzneubau einer Mehrzweckhalle 

218 

1 399 

Sanierung Schwimmbad 

789 

892 

Sanierung Schwimmhalle 

1 172 

130 

Neubau einer Zweifeld-Sporthalle 
in Jerichow (Beginn 1997) 

150 

1 245 

Erweiterung, Sanierung und Rekonstruk- 
tion von Sportstätten in Städten und 
Gemeinden des Landes hier: Ersatzneubau 
des Sportlerheimes in Beendorf, Verwal- 
tungsgemeinschaft Weferlingen 

21 

67 

Umbau einer vorhandenen Halle zu einer 
Einzelsporthalle für Breiten- und Vereins- 
sport in Calvörde 

545 

1 656 

Umbau und Erweiterung des Sport- 
zentrums in Flechtingen 

1 737 

1 736 

Neubau einer Zweifeld-Sporthalle 
in Irxleben (Beginn 1996) 

900 

1 808 

Umbau Sporthalle 

207 

3 280 

Neubau einer Zweifeld-Sporthalle mit 
Kegelbahn in der Gemeinde Weferlingen 
(Beginn 1997) 

1 206 

2 924 

Ersatzneubau des Sportplatzes 
in Hundisburg (Landkreis Ohrekreis) 

79 

340 

Ersatzneubau der Sporthallen 
in Weferlingen und Wahlbeck 

1 953 

217 

Projektierung Dorfplatz; Rekonstruktion 
Dorfgemeinschaftshaus; Sanierung Mehr- 
zweckgebäude/Sportlerheim; Innenausbau 
der Friedhofshalle; Erwerb von Freizeit- 
flächen; Anschaffung Fertiggaragen für 
Kommunaltechnik; Rekonstruktion 
Bürgerhaus 

2 101 

1 948 

Neubau einer Zweifeld-Sporthalle 
in Osterburg (Beginn 1996) 

752 

1 838 

Planungsleistungen für den Ersatzneubau 
der Landessportschule Osterburg 

900 

100 

Neubau einer Zweifeld-Sporthalle 
in Sandau (Beginn 1997) 

439 

412 
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IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

Sanierung der Turnhalle 

Am Stadtsee in Stendal 

493 

1 574 

Mehrzweckgebäude Sportplatz; Aus- 
rüstung Sportstätten Havelberg; 

Planungs- und Baukosten Turnhallen- 
anbau; Freibad Ausstattung und 

Baukosten Parkplatz; Anbau Sportler- 
heim; Errichtung Spiel- und Sportstätte; 
Turnhalle Abschlußmaßnahme 

1 911 

345 

Neubau einer Dreifeld-Sporthalle 
in Quedlinburg (Beginn 1997) 

50 

2 027 

Neubau Dreifeldersporthalle 

11 

365 

Neubau einer Zweifeld-Sporthalle 
in Schönebeck (Beginn 1997) 

300 

2 762 

Heizungsumstellung von festen Brenn- 
stoffen auf Erdgas in der Sportstätte 
der Gemeinde Timmenrode 

30 

6 

Sanierung Bergschwimmbad; Städtischer 
Kurbetrieb Sanierung Sporthalle; Sanie- 
rung des Sanitärtraktes in der Sporthalle; 
Modernisierung und Instandsetzung 
Turnhalle; Hochbaumaßnahme in Sport- 
einrichtungen 

1 446 

504 

Neubau einer Zweifeld-Sporthalle 
in Klötze 

320 

4 480 

Heizung Sportlerheim; Turnhalle/ 
Mehrzweckhalle; Sportgeräte Sportplatz; 
Rekonstruktion Kegelbahn; Errichtung 
Kegelbahn; Badeanstalt Beckensanierung; 
Rekonstruktion Gemeinschaftssporthalle; 
Instandsetzung und Ausstattung 

Sportstätten 

1 757 

625 

Neubau Umkleidekabinen; Anbau Turn- 
halle (Sanitär); Sportstättensanierung; 
Sanierung Freibad; Erneuerung Stadion 
- Sanierung Rasenplatz und Sportanlagen 

1 150 

721 

Umbau Mehrzweckturnhalle; Modernisie- 
rung Sportplatz; Sanierung Turnhalle; 
Sporthalle Parkett und Fenster; Umbau 
Nebenräume Sporthalle; Fußboden Sport- 
halle; Volksschwimmhalle - Garderoben- 
system; Sanierung Sporthalle; 
Rekonstruktion Sommerbad 

2 228 

1 311 
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IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

Judohalle Gebäude-Komplexsanierung; 

Bau Umkleideräume; Schaffung Bolz- 
platz, Sanierung Bootshaus; Anbau an 
Sportlerheim; Modernisierung und 
Instandsetzung Sporthalle; Sanierung 
Schwimmbad 

2 140 

430 

Sanierung Hallenbad Becken- und Filter- 
anlage; Dachsanierung Sporthalle; 
Sanierung Funktionsgebäude Sportplatz; 
Turnhallensanierung; Sanierung Freibad; 
Rekonstruktion Freibad; Sanierung Funk- 
tionsgebäude; Kanu-Bootshaus 

2 011 

356 

Neubau (Beginn 1997), Umbau und 

Ausbau sowie Erweiterung; Erneuerung, 
Sanierung, Instandsetzung und Ausstat- 
tung von Sportstätten in Städten und 
Gemeinden des Landes 

1 555 

4 393 

Neubau- (Beginn 1997) und Anbaumaß- 
nahmen sowie Sanierung, Modernisierung 
und Rekonstruktion von Sportstätten in 
Städten und Gemeinden des Landes 

810 

3 382 

Erweiterung, Sanierung und Rekonstruk- 
tion sowie Neubau (Beginn 1996) von 
Sportstätten in Städten und Gemeinden 
des Landes 

1 183 

3 492 

Summe Sachsen-Anhalt (56 Vorhaben): 

55 060 

92 487 




Thüringen 



Sanierung Fußboden 

Sporthalle Oberaue Stadt Jena 

26 

55 

Modernisierung Allwettermehrzweckplatz 
USV Jena - Stadt Jena 

64 

7 

Sanierung Sportplatz 

Mäbendorf Stadt Suhl 

81 

28 

Sanierung Sanitärtrakt 

Sportlerheim Heiligenstadt 

32 

68 

Um- und Ausbau 

der Werner-Assmann-Sporthalle Eisenach 

1 040 

260 

Sanierung Sporthalle Ruhla 
- W artburg -Kreis 

15 

32 

Sanierung Umkleidegebäude 

Schwimmbad Tiefenort Wartburgkreis 

108 

297 
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IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

Sanierung Freibad Kirchheilingen 
Unstrut-Hainich-Kreis 

138 

34 

Sanierung Sportplatz FlerpfLK 
Schmalkalden-Meiningen 

106 

224 

Rekonstruktion Turnhalle Hellingen 

19 

41 

Errichtung Ballzaun Sportplatz Schönbrunn 

16 

7 

Ersatzneubau Hartplatz Veilsdorf 

219 

185 

Sportplatz Elgersburg - Ilmkreis, Grund- 
hafte Erneuerung der Hartplatzdecke 

10 

22 

Sanierung Sportplatz Herschdorf- 
Ilmkreis 

42 

64 

Sanierung Nichtschwimmerbereich 
im Schwimmerbecken Bad Sulza - 
Landkreis Weimarer Land 

13 

31 

Erneuerung Dach Sportplatzgebäude 
Oberland/Rennsteig - Landkreis Sonneberg 

14 

30 

Sanierung Kleinsportanlage Könitz 
Landkreis Saalfeld-Rudolstadt 

19 

39 

Flächendrainage Sportplatz Teichel 
Remda-Teichel - Landkreis 
Saalfeld-Rudolstadt 

61 

89 

Sanierung E -Anlage Freibad Kahla 
Saale-Holzland-Kreis 

14 

31 

Sanierung Stadtturnhalle Saalburg 

56 

119 

Sanierung Sportlerbaracke Auma 

Landkreis Greiz 

73 

558 

Sanierung Alte Turnhalle in Rositz 

42 

90 

Dachsanierung Sportplatzgebäude, 
Erneuerung der Sanitäranlage, Erneuerung 
der Meß- und Sicherungsanlage 

20 

29 

Sanierung Tennenplatz „Roter Hügel” 
in Weida (Fußball-Trainingsplatz 
gemäß DIN 1835 Teil 5); Träger ist 
die Stadt Weida 

177 

487 

Sanierung Tennenplatz Kleinschmalkalden 
(Fußball-Trainingsplätze gemäß DIN 1835 
Teil 5); Träger ist die Gemeinde 
Kleinschmalkalden 

80 

220 

Sanierung der Heizung im Sportplatz- 
gebäude der Sportanlage „Gemeindetal” 
Rudolstadt 

32 

68 




Drucksache 14/1410 


- 32 - 


Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


IfG-geförderte Vorhaben im Sportstätten- 
bereich 1997 in TDM 

IfG-Mittel 

Komple- 

mentär- 

mittel 

Länder/ 

Gemeinden 

Investitionszuschüsse für kommunale 
Maßnahmen im Rahmen des Thüringer 
Neugliederungsgesetzes; Investitions- 
zuschüsse für Sportstätten, Straßenbau, 
soziale Einrichtungen 

20 727 

2 303 

Sanierung von Sporthallen im gesamten 
Freistaat Thüringen; Träger der Sport- 
hallen sind die Kommunen, Nutzer sind 
Vereine und die Kommunen 

3 232 

2 072 

Sanierung der Sporthalle des Saale-Holz- 
landkreises in Hermsdorf; die Nutzung 
erfolgt durch ortsansässige Vereine 
sowie durch die Grundschule in Hermsdorf 

900 

1 136 

Sanierung der Sporthalle des Wartburg- 
kreises in Unterbreizbach; die Nutzung 
erfolgt durch ortsansässige Vereine 
sowie durch die Regelschule in 
Unterbreizbach 

60 

60 

Sanierung der Sporthalle des Wartburg- 
kreises in Bad Salzungen (Straße der 
Einheit); die Nutzung erfolgt durch 
ortsansässige Vereine sowie durch die 

2. Regelschule Bad Salzungen 

85 

215 

Sanierung der Sporthalle des Wartburg- 
kreises in Bad Salzungen (Klara-Zetkin- 
Straße); die Nutzung erfolgt durch 
ortsansässige Vereine sowie durch die 

3. Grundschule Bad Salzungen 

100 

100 

Summe Thüringen (32 Vorhaben): 

27 620 

9 902 


28. Abgeordnete 

Hannelore 

Rönsch 

(Wiesbaden) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die im Rah- 
men des Zukunftsprogramms 2000 vorgesehene 
Absenkung der Einkommenshöchstgrenzen bei 
der Eigenheimzulage mit einer Stichtagsrege- 
lung vor dem 1. Januar 2000 zu verbinden, und 
wenn ja, mit welcher Stichtagsregelung (abstel- 
lend auf Bauantrag/Baugenehmigung/Kaufver- 
tragsdatum)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 8. Juli 1999 


Die Bundesregierung plant die Absenkung der Einkommenshöchst- 
grenzen bei der Eigenheimzulage. Eine Stichtagsregelung vor dem 
1. Januar 2000 ist dabei nicht beabsichtigt. Es soll eine Übergangsrege- 
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lung geschaffen werden, die es den Bürgern ermöglicht, sich auf das 
neue Recht einzustellen. Auf der Grundlage des bisherigen Rechts 
getroffene Investitionsentscheidungen werden von der Absenkung der 
Einkunftsgrenze nicht betroffen sein. In den Genuß der bisherigen 
Regelung sollen nur noch Bauherren gelangen, die den Bauantrag für 
ihr Eigenheim vor dem 1. Januar 2000 gestellt haben. In Anschaffungs- 
fällen ist der Abschluß des notariellen Kaufvertrags vor diesem Datum 
erforderlich. Auf den Zeitpunkt des Übergangs des wirtschaftlichen 
Eigentums, der Grundbucheintragung oder der Zahlung des Kaufprei- 
ses kommt es also in diesem Zusammenhang nicht an. 


29. Abgeordnete 

Margarete 

Späte 

(CDU/CSU) 


Mit welcher Begründung plant die Bundesregie- 
rung eine Zusammenlegung der Hauptzoll- 
ämter Magdeburg und Halle? 


30. Abgeordnete 

Margarete 

Späte 

(CDU/CSU) 


Welchem Standort würde man bei einer Zusam- 
menlegung der Hauptzollämter den Vorrang 
geben und warum? 


31. Abgeordnete 

Margarete 

Späte 

(CDU/CSU) 


Gibt es Planungen dahin gehend, in Halle Teil- 
bereiche wie Vollstreckung, Zahlstelle und 
Arbeitsbereich Bekämpfung der illegalen 
Beschäftigung zu belassen, da der wirtschaft- 
liche Schwerpunkt im Süden des Landes Sach- 
sen-Anhalt liegt? 


32. Abgeordnete 

Margarete 

Späte 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
für den Fall einer Verlagerung des Hauptzoll- 
amtes Halle an einen anderen Standort ergrei- 
fen, um die daraus resultierenden Arbeitsplatz- 
verluste - zur Zeit befinden sich 150 Dienst- 
posten in Halle - aufzufangen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 6. Juli 1999 

Das Bundesministerium der Finanzen hat im April dieses Jahres die 
Aufgaben- und Personalsituation bei den Hauptzollämtern Halle und 
Magdeburg sowie deren Dienststellen untersucht. Eine abschließende 
Bewertung der im Rahmen dieser Untersuchung getroffenen Feststel- 
lungen ist noch nicht vorgenommen worden. Insbesondere ist noch 
nicht über eine Zusammenlegung der beiden Hauptzollämter entschie- 
den worden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


33. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(Bayreuth) 

(F.D.P.) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
aus der massiven Ausdehnung des Zeitraums 
der Ferienreiseverordnung in der Republik 
Österreich und aus dem damit verbundenen 
Fahrverbot für Lkw ab 7,5 Tonnen mit Blick auf 
die zusätzlichen Beschränkungen für den euro- 
päischen Straßengüterverkehr über die Alpen, 
und bringt sie diese Angelegenheit gegenüber 
der österreichischen Regierung zur Sprache? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 8. Juni 1999 

Die Bundesregierung bedauert die Änderung der österreichischen 
Ferienreiseverodnung und befürchtet Beeinträchtigungen insbesondere 
für das deutsche Güterkraftverkehrsgewerbe im Verkehr mit Süd- und 
Südosteuropa. Sie beabsichtigt, sowohl bei österreichischen Regie- 
rungsstellen wie bei der E U-Kommission gegen diese Maßnahme zu 
protestieren und sieht sich hierin einig mit Italien, mit dem gleichartiges 
Vorgehen vereinbart wurde. Es ist angestrebt, auf Erleichterungen hin- 
zuwirken und zu erreichen, daß die Verkehrsbeschränkungen auf das 
notwendige Mindestmaß begrenzt bleiben. 

Die Bundesregierung weist in diesem Zusammenhang auf die große 
Bedeutung der Einigung mit der Schweiz hin. Sie ist ein wichtiger Bei- 
trag zur Harmonisierung der Verkehrsbedingungen im Alpentransit 
und wird mittel- und langfristig dazu führen, daß bisher stark bean- 
spruchte Streckenabschnitte insbesondere in Österreich vom Verkehr 
entlastet werden. 


34. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(Bayreuth) 

(F.D.P.) 


Plant die Bundesregierung Maßnahmen, um die 
durch die Verkehrsbeschränkungen in Öster- 
reich entstehenden negativen wirtschaftlichen 
Folgen für die mittelständischen deutschen 
Güterkraftverkehrsunternehmen zu verhin- 
dern, und wenn ja, welche? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 8. Juni 1999 

Die Bundesregierung verweist auf ihre Antwort zu Frage 33. Sie geht 
davon aus, daß durch ihr Vorgehen Erleichterungen erreicht werden 
können und Milderungen der Verkehrsbeschränkungen möglich sind. 
Im Benehmen mit den Verbänden des deutschen Straßengütergewerbes 
wird sie klären, wie evtl, wirtschaftliche Folgen für das Transport- 
gewerbe abgeschwächt werden können. 
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35. Abgeordneter 

Klaus 

Holetschek 

(CDU/CSU) 


Wie ist nach jetzigem Sachverhalt der Stand des 
Endausbaues der A 96 zu beurteilen, insbeson- 
dere die zeitliche Abfolge sowie die Abfinanzie- 
rung der Teilstücke, die uneingeschränktes 
Baurecht haben? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 8. Juni 1999 

Von der - einschließlich des rd. 50 km langen baden-württembergischen 
Abschnittes - insgesamt rd. 175 km langen A 96 München — Memmin- 
gen — Lindau sind bereits Abschnitte in einer Länge von rd. 145 km im 
Verkehr. 

In Bau sind derzeit die je rd. 4 km langen Abschnitte Buchloe — Wie- 
dergeltingen und Leutkirch — Gebratzhofen, die im Herbst 1999 und 
2000 in Verkehr gehen sollen. 

Als nächste schließen sich die Abschnitte Wiedergeltingen — Bad Wör- 
rishofen mit rd. 4 km Länge, für den bereits Baurecht besteht, und 
Gebratzhofen — Dürren mit rd. 7 km Länge, für den das Planfeststel- 
lungsverfahren vor dem Abschluß steht, an. 

Den Abschluß bildet der rd. 12 km lange Abschnitt Memmingen/Ost — 
Erkheim, für den die Einleitung des Planfeststellungsverfahrens bevor- 
steht. 

Die Frage der Finanzierung der noch zu bauenden Abschnitte ist im 
Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung bzw. der Aufstellung des 
nächsten Fünfjahresplanes zu beantworten. 


36. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Welche Aus-/Weiterbaumaßnahmen im Schie- 
nennetz plant die Bundesregierung bis zum Jahr 
2002 zu finanzieren? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 8. Juni 1999 

Zur Beantwortung dieser Frage wird zur Zeit ein Investitionsprogramm 
für die Jahre 1999 bis 2002 erarbeitet. Insbesondere ist zu bestimmen, 
welche Vorhaben in den nächsten Jahren unter Berücksichtigung der 
zur Verfügung stehenden Finanzmittel, der bereits gebundenen Mittel 
für laufende Vorhaben und nicht zuletzt der notwendigen Investitionen 
in das bestehende Netz noch begonnen werden können. Das Ergebnis 
wird voraussichtlich nach der Sommerpause vorliegen. 


37. Abgeordnete 

Barbara 

Imhof 

(SPD) 


Welche konkreten Planungen liegen derzeit für 
den Ausbau der Bahnstrecke Hanau — Fulda 
beziehungsweise eine Neubaustrecke in diesem 
Bereich vor, und welcher zeitliche Ablauf von 
Planung und Umsetzung der möglichen Aus- 
bzw. Neubauprojekte ist nach Meinung der 
Bundesregierung denkbar? 
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Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 7. Juni 1999 

Im Abschnitt Hanau — Fulda überschneiden sich zwei Vorhaben des 
Bedarfsplanes für den Ausbau der Bundesschienenwege. Zum einen 
enthält er das schon im Bau befindliche Vorhaben „Ausbaustrecke 
Frankfurt — Fulda”; zum anderen das Vorhaben „Ausbaustrecke/Neu- 
baustrecke Hanau — Erfurt”, für das zur Zeit keine konkreten Planun- 
gen laufen. Wie alle noch nicht begonnenen Bedarfsplanprojekte ist 
auch diese Maßnahme zur Zeit Gegenstand der Arbeiten gemäß § 4 
Abs. 1 Bundesschienenwegeausbaugesetz, nach dem regelmäßig zu 
überprüfen ist, ob der bestehende Bedarfsplan der zwischenzeitlichen 
Wirtschafts- und Verkehrsentwicklung anzupassen ist. Nach der Prü- 
fung werden Aussagen zum zeitlichen Ablauf von Planung und Umset- 
zung möglich sein. 


38. Abgeordnete 

Barbara 

Imhof 

(SPD) 


Welcher weitere zeitliche Planungsablauf ist 
nach dem Abschluß des Raumordnungsverfah- 
rens im Herbst 1998 für die Ortsumgehung 
zwischen Lauterbach-Maar und Großenlüder- 
Müs im Zuge der B 254 zu erwarten, und wann 
kann frühestens mit dem Baubeginn gerechnet 
werden? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 7. Juni 1999 

Der nächste planerische Schritt ist die Linienbestimmung durch den 
Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen. Auf dieser 
Basis kann dann die hessische Straßenbauverwaltung - ausgehend von 
dem Planungsauftrag aus dem geltenden Fernstraßenausbaugesetz - mit 
der Erarbeitung der Projektunterlagen beginnen. 

Unabhängig davon wird der Deutsche Bundestag zu gegebener Zeit im 
Rahmen der Novellierung des Fernstraßenausbaugesetzes auf der Basis 
aktualisierter Projektbewertungen über den Inhalt des zugehörigen 
Bedarfsplanes für die Bundesfernstraßen und die Dringlichkeiten der 
Projekte abschließend entscheiden. 

Vor diesem Hintergrund sind Aussagen zu Baubeginnen von planerisch 
zurückliegenden Projekten derzeit nicht möglich. 


39. Abgeordnete 

Eva-Maria 

Kors 

(CDU/CSU) 


Welche Absichten verfolgt die Bundesregie- 
rung im Rahmen der Überarbeitung des Bun- 
desverkehrswegeplans hinsichtlich der derzeit 
noch ausdrücklich im Bundesverkehrswegeplan 
enthaltenen und als höchst vordringlich 
bezeichneten Bauprojekte Ausbau der B 212 
Berne — Landesgrenze Bremen sowie des 
Lückenschlusses A 28 Delmenhorst? 
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Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 7. Juni 1999 

Die B 212, Ortsumgehung Berne, ist Bestandteil des „Vordringlichen 
Bedarfs”, der daran anschließende Folgeabschnitt bis zur Landesgrenze 
Niedersachsen/Bremen gehört zum „Weiteren Bedarf’ des Bedarfsplans 
für die Bundesfernstraßen. 

Für die Ortsumgehung Berne ist die Linie gemäß § 16 Fernstraßengesetz 
(FStrG) am 14. Januar 1999 durch das Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen förmlich bestimmt worden. Damit ist die 
rechtliche Grundlage für weitergehende Planungen des Landes Nieder- 
sachsen als Auftragsverwaltung für die Bundesfernstraßen gegeben. 

Der Streckenabschnitt der künftigen A 28 und heutigen B 322 zwischen 
der vorhandenen Anschlußstelle Delmenhorst-Hasport (heutiges Ende 
der A 28) und der Anschlußstelle Delmenhorst-Ost mit der B AB A 1 ist 
im Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen im „Weiteren Bedarf’ ent- 
halten. 

Wegen der sehr unbefriedigenden Verkehrssicherheitssituation und aus 
Gründen der notwendigen Kapazitätserweiterung sind jedoch im Vor- 
griff auf die spätere Realisierung dieser Bedarfsplanmaßnahme Planun- 
gen aufgenommen worden, die den verkehrsgerechten Umbau der vor- 
handen Anschlußstelle Delmenhorst-Ost zwischen der BAB A 1 und 
der B 322 im Rahmen eines Gesamtkonzepts beinhalten. 

Beide Maßnahmen werden von der Bundesregierung entsprechend der 
Vorgaben des Bedarfsplans behandelt. 


40. Abgeordnete 

Eva-Maria 

Kors 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die durch die 
fehlende Realisierung dieser höchst vordring- 
lichen Bauprojekte etwa durch lange Fahrzeug- 
staus entstehenden volkswirtschaftlichen Mehr- 
kosten und die ebenfalls vorhandenen erheb- 
lichen Standortnachteile für in diesen Regionen 
ansässige Unternehmen? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 7. Juni 1999 

Entsprechend der Koalitionsvereinbarung vom 20. Oktober 1998 wird 
der Bundesverkehrswegeplan zügig überarbeitet. Im Rahmen dieser 
Überarbeitung wird auch der Bedarfsplan fortgeschrieben. Es ist beab- 
sichtigt, die Grundlagen für den Entwurf des neuen Bundesverkehrs- 
wegeplanes noch innerhalb der 14. Legislaturperiode vorzulegen und 
daran anschließend die Novellierung des Fernstraßenausbaugesetzes 
und die Fortschreibung des Bedarfsplanes für die Bundesfernstraßen in 
Angriff zu nehmen. Über die Anerkennung bzw. Bestätigung des 
Bedarfs einzelner Projekte sowie deren künftige Dringlichkeitsreihung, 
hierzu gehören auch die B 212 Berne bis Landesgrenze Bremen und die 
A 28 bei Delmenhorst, entscheidet dann der Deutsche Bundestag im 
Rahmen der Beratung der Novelle zum Fernstraßenausbaugesetz. 
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41. Abgeordneter 

Wilhelm Josef 
Sebastian 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen hat die Bundesregie- 
rung aus der Tatsache gezogen, daß der Käufer 
des ehemaligen Rheinhafens Oberwinter seit 
Monaten gegenüber der Bundesregierung im 
Zahlungsverzug ist, insbesondere im Hinblick 
auf die vertraglich vorgesehene Mahnung sowie 
die vorgesehenen Verzugszinsen? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 8. Juni 1999 


Die Bundesregierung wird das dem Verkauf des Rheinhafens Oberwin- 
ter zugrundeliegende Vertragsverhältnis entsprechend den geschäft- 
lichen Gepflogenheiten durchführen. 


42. Abgeordneter 
Heinz 
Seiffert 

(CDU/CSU) 


Sieht sich die Bundesregierung nach Veröffent- 
lichung der Sparpläne des Bundesministers der 
Finanzen, Hans Eichel, und des diesbezüg- 
lichen Kabinettbeschlusses in der Lage, ver- 
bindliche Aussagen zur Förderung des Vor- 
habens „Stadtbahn Ulm” zu machen? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 8. Juni 1999 


Voraussetzung für die Aufnahme des Vorhabens in das Bundespro- 
gramm gemäß § 6 Abs. 1 Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
(GVFG) ist, daß von den beteiligten Städten ein Förderantrag gestellt 
wird. In diesem Antrag ist zu belegen, daß die Voraussetzungen für die 
Förderung gemäß § 3 GVFG erfüllt werden. Dieser Antrag liegt bisher 
nicht vor. Die Höhe der Mittel für das Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
gesetz im Entwurf des Bundeshaushaltes für das Haushaltsjahr 2000 ent- 
spricht der Höhe des Jahres 1999. 


43. Abgeordneter 
Heinz 
Seiffert 
(CDU/CSU) 


Wie wird sich dementsprechend die vom Bun- 
desminister der Finanzen, Hans Eichel, einge- 
forderte Kürzung der Haushalte der Bundes- 
ministerien auf die vom Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen geplante 
Förderung des Ulmer Stadtbahn-Projektes aus- 
wirken? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 8. Juni 1999 


Auf die Antwort zu Frage 42 wird verwiesen. 



Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


- 39 - 


Drucksache 14/1410 


44. Abgeordneter 
Max 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


Ist aufgrund der zu erwartenden Kürzungsmaß- 
nahmen im Haushalt des Bundesministeriums 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen der 
Fortbestand der Rottalbahn als Eisenbahnver- 
bindung gefährdet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 8. Juli 1999 

Ein solcher Zusammenhang kann aus den im Bereich der Schienen- 
wegeinvestitionen vorgenommenen Einsparungen im Entwurf zum 
Bundeshaushalt 2000 nicht abgeleitet werden. Bei der sog. Rottalbahn 
zwischen Passau und Mühldorf handelt es sich um eine Strecke des 
Schienenpersonennahverkehrs. Gegebenenfalls erforderliche Maßnah- 
men zum Erhalt und zum Ausbau der Strecke sind im Rahmen der vom 
Bund für derartige Investitionen zur Verfügung zu stellenden Mittel 
zwischen der DB Netz AG und dem betreffenden Bundesland, hier 
Freistaat Bayern, zu disponieren. 


45. Abgeordneter 
Max 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


Sind die Planungen und Maßnahmen zur Erhö- 
hung der Streckengeschwindigkeit und des Ein- 
satzes neuer Züge, aber auch die Beseitigung 
bzw. technische Sicherung von Bahnübergän- 
gen, die der Freistaat Bayern als dringliche Nah- 
verkehrsmaßnahmen nach dem Bundesschie- 
nenwegeausbaugesetz angemeldet hat, auf- 
grund der zu erwartenden Kürzungen im Haus- 
halt des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen nicht mehr durchführbar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 8. Juli 1999 

Im Entwurf zum Bundeshaushalt 2000 bleibt die Entwicklung und 
Modernisierung der Schieneninfrastruktur in Deutschland ein zentraler 
Schwerpunkt der Verkehrspolitik. Durch intelligentes Planen und 
Bauen werden Eingriffe in Investitionsmaßnahmen vermieden und 
Korridore für eine Stärkung der Investitionen in das Bestandsnetz 
geschaffen. Die laufenden Vorhaben des Bedarfsplans für die Bundes- 
schienenwege können fortgeführt werden, und der Aufbau Ost geht 
weiter. Vor dem Beginn neuer Großvorhaben werden Prioritätenrei- 
hungen konsequent vorgenommen werden müssen. 

Besondere Bedeutung mißt die Bundesregierung der Modernisierung 
und Erneuerung des bestehenden Schienennetzes zu. Daher soll der 
Einbau moderner Leit- und Sicherungstechnik, die Modernisierung der 
Knoten und die Optimierung des bestehenden Netzes bei der Entschei- 
dung über weitere Investitionsvorhaben Vorrang genießen. 

Auf dieser Grundlage kann nunmehr eine realistische und solide Inve- 
stitionsplanung für die Schieneninfrastruktur vorgenommen werden; 
das Investitionsprogramm 1999 bis 2002 wird im Herbst 1999 vorliegen. 
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Angesichts dieser Darstellung dürften die in der Frage geäußerten 
Bedenken im Flinblick der nicht mehr möglichen Durchführung von 
Investitionen in Strecken des Schienenpersonennahverkehrs unbegrün- 
det sein. 


46. Abgeordneter 

Helmut 

Wilhelm 

(Amberg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIEGRÜNEN) 


Welchen aktuellen Investitionsumfang haben 
die gegenwärtig im Bau befindlichen Bundes- 
fernstraßen-Projekte, ausgewiesen jeweils ein- 
zeln für die Bundesländer? 


47. Abgeordneter 
Helmut 
Wilhelm 
(Amberg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIEGRÜNEN) 


Welchen aktuellen Investitionsumfang haben 
die darüber hinaus gegenwärtig baureifen Bun- 
desfernstraßen-Projekte, ausgewiesen jeweils 
einzeln für die Bundesländer? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 8. Juni 1999 


Den aktuellen Investitionsumfang der gegenwärtig in Bau befindlichen 
und baureifen Bundesfernstraßen-Projekte entnehmen Sie bitte - ge- 
trennt nach den Vorhaben Verkehrsprojekte Deutsche Einheit und 
übrige Vorhaben -den folgenden Tabellen: 

a) Laufende und baureife Maßnahmen der Verkehrsprojekte Deutsche 
Einheit (Stand: Ende 1. Quartal 1999) 


Land 

Laufende 
Maßnahmen 
(Mio. DM) 

Baureife 
Maßnahmen 
(Mio. DM) 

1 

2 

3 

Bayern 

509 

271 

Brandenburg 

1 132 

129 

Hessen 

— 

— 

Mecklenburg-V orpommern 

1 208 

— 

Niedersachsen 

1 140 

— 

Sachsen 

1 324 

— 

Sachsen-Anhalt 

2 265 

— 

Schleswig-Holstein 

212 

— 

Thüringen 

3 688 

102 

Summe 

11 478 

502 
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b) Laufende und rechtskräftige Maßnahmen ohne Verkehrsprojekte 
Deutsche Einheit 


Land 

Laufende 
Maßnahmen 
(Mio. DM) 

Baureife 
Maßnahmen 
(Mio. DM) 

1 

2 

3 

Baden-Württemberg 

2 431 

1 946 

Bayern 

2 158 

— 

Berlin 

874 

— 

Brandenburg 

768 

— 

Bremen 

135 

— 

Hamburg 

530 

— 

Hessen 

653 

38 

Mecklenburg-V orpommern 

441 

— 

Niedersachsen 

2 185 

675 

Nordrhein-Westfalen 

3 152 

288 

Rheinland-Pfalz 

841 

652 

Saarland 

164 

150 

Sachsen 

591 

- 

Sachsen-Anhalt 

383 

148 

Schleswig-Holstein 

759 

101 

Thüringen 

257 

— 

Summe 

16 322 J 

3 998 


) davon ab 1999 noch rd. 9,4 Mrd. DM abzufinanzieren. 

Die vorstehenden Angaben mit Stand Ende 1998 werden derzeit auf der 
Grundlage der vor kurzem stattgefundenen Haushalts- und Finanzierungs- 
programmbesprechungen mit den Bundesländern auf den Stand Mitte 1999 
fortgeschrieben. 


48. Abgeordneter 
Helmut 
Wilhelm 
(Amberg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hoch ist der jeweilige jährliche Finanzrah- 
men für den Bundesfernstraßenbau, ausgewie- 
sen jeweils einzeln für die Bundesländer und 
unter Berücksichtigung der demnächst einset- 
zenden jährlichen Rückzahlungen für privat 
vorfinanzierte Straßenbauprojekte? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 8. Juni 1999 

Die nachfolgende Tabelle bezieht sich auf die Soll-Ansätze des Bundes- 
fernstraßenhaushaltes 1999 für Neubau und Erweiterung des Bundes- 
fernstraßennetzes einschließlich 2,4 Mrd. DM für die Verkehrsprojekte 
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Deutsche Einheit (Bedarfsplanmaßnahmen). Im Jahre 1999 werden für 
die Refinanzierung von privat vorfinanzierten Maßnahmen insgesamt 
32,4 Mio. DM aufgewendet. Dieser Betrag wird sich in den kommenden 
Jahren nach Realisierung aller 27 privat vorfinanzierten Projekte auf 
insgesamt rd. 500 DM/Jahr erhöhen. Unabhängig von Veränderungen 
der Haushaltssätze wird der Anteil der Investitionen für Neubau- und 
Erweiterung aufgrund des steigenden Erhaltungsbedarfs für Bundes- 
fernstraßen in den kommenden Jahren zurückgehen. 

Länderanteile 1999 für Neubau und Erweiterung des Bundesfernstra- 
ßennetzes [einschließlich Zusatzbeträge (z. B. für Expo), Refinan- 
zierung] 


Baden-Württemberg: 

2722 Mio. DM 

Bayern: 

5081 Mio. DM 

Berlin: 

979 Mio. DM 

Brandenburg: 

4534 Mio. DM 

Bremen: 

168 Mio. DM 

Hamburg: 

296 Mio. DM 

Hessen: 

1031 Mio. DM 

Mecklenburg-Vorpommern: 

4011 Mio. DM 

Niedersachsen: 

4487 Mio. DM 

Nordrhein-Westfalen: 

4075 Mio. DM 

Rheinland-Pfalz: 

863 Mio. DM 

Saarland: 

503 Mio. DM 

Sachsen: 

4592 Mio. DM 

Sachsen-Anhalt: 

7177 Mio. DM 

Schleswig-Holstein: 

1228 Mio. DM 

Thüringen: 

6113 Mio. DM 

Summe 

47 860 Mio. DM 


49. Abgeordneter 

Helmut 

Wilhelm 

(Amberg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIEGRÜNEN) 


Wie hoch waren bzw. sind in den vergangenen 
Jahren und laut mittelfristiger Finanzplanung 
die Investitionsmittel des Bundes für das Ver- 
kehrsmittel Fahrrad, die derzeit in den Bau 
von Radverkehrsanlagen fließen (insbesondere 
beim Bau von Radwegen an Bundesstraßen), 
und warum spielt der Ausbau von Radverkehrs- 
anlagen keine größere Rolle im Gesetz über 
Finanzhilfen des Bundes zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden (GVFG)? 
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Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 8. Juni 1999 

Der Bund hatte 1981 ein „Programm zum Bau von Radwegen an Bun- 
desstraßen in der Baulast des Bundes” aufgestellt, das für den Zeitraum 
bis 1990 den Bau von rd. 3 000 km Radwegen vorsah. Hiervon wurden 
2 920 km mit Baukosten von rd. 1 Mrd. DM realisiert. Ziel ist, bis zum 
Jahre 2000 weitere rd. 3 500 km Radwege zu bauen, davon 1 000 km in 
den neuen Bundesländern. Insgesamt sind hierfür rd. 1,2 Mrd. DM vor- 
gesehen. Bis Ende 1998 sind davon bereits rd. 2 900 km mit Baukosten 
in Höhe von rd. 1 Mrd. DM fertiggestellt worden. 

Jährlich werden rd. 100 Mio. DM für den Bau von Radwegen an Bun- 
desstraßen ausgegeben. 

Nach dem Gesetz über Finanzhilfen des Bundes zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden (GVFG), können diese Mittel 
auch für Radverkehrsanlagen an bestimmten kommunalen Straßen 
sowie für Bike + Ride-Anlagen zur Verknüpfung von Fahrrad- und 
öffentlichem Verkehr eingesetzt werden. Die Länder entscheiden an- 
hand der Anträge aus den Gebietskörperschaften darüber, welche Vor- 
haben in ihre Programme aufgenommen und damit aus GVFG-Mitteln 
gefördert werden. 


50. Abgeordneter 

Gert 

Willner 

(CDU/CSU) 


Auf welche deutschen Flughäfen werden Flug- 
gesellschaften für Flugzeuge, die als lärmarm im 
Sinne von Kapitel 3 des ICAO-Anhangs 16 
(ICAO: International Civil Aviation Organisa- 
tion) gelten, Vergünstigungen bei Start-/Lande- 
zeiten und bei Start-/Landegebiihren gewährt? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 8. Juni 1999 

Die folgende Tabelle listet die Flughäfen auf, an denen Vergünstigun- 
gen gewährt werden. Zusätzlich wird aber auch innerhalb des Kapitels 
3 noch einmal anhand der sog. Bonusliste differenziert, die vom 
Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen erstellt 
und den Bundesländern zum Einsatz an den in ihrem 
Zuständigkeitsbereich 

liegenden Flughäfen zur Verfügung gestellt worden ist. 



Kapitel 2/Kapitel 3 

Kapitel 3/Bonusliste 

Name des Flughafens 

Gebühren 

Zeiten 

Gebühren 

Zeiten 

Altenburg -Nobitz 

ja 

nein 

ja 

nein 

Schönefeld 

ja 

ja 

ja 

nein 

Tegel/Tempelhof 

ja 

ja 

ja 

nein 

Barth 

— 

nein 

— 

nein 

Bremen 

ja 

ja 

ja 

nein 

Dresden 

ja 

ja 

ja 

ja 
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Kapitel 2/Kapitel 3 

Kapitel 3/Bonusliste 

Name des Flughafens 

Gebühren 

Zeiten 

Gebühren 

Zeiten 

Düsseldorf 

ja 

ja 

ja 

nein 

Erfurt 

— 

— 

ja 

ja 

Frankfurt/Main 

ja 

ja 

ja 

nein 

Hamburg 

ja 

ja 

ja 

nein 

Hannover 

ja 

ja 

ja 

ja 

Köln/Bonn 

ja 

ja 

ja 

ja 

Leipzig/Halle 

ja 

ja 

ja 

nein 

München 

ja 

ja 

ja 

nein 

Münster/Osnabrück 

ja 

ja 

ja 

nein 

Nürnberg 

ja 

ja 

ja 

ja 

Paderborn/Lippstadt 

ja 

ja 

ja 

nein 

Stuttgart 

ja 

ja 

ja 

nein 


51. Abgeordneter 

Gert 

Willner 

(CDU/CSU) 


Welche Grenzwertfestsetzungen sind wann in 
Kapitel 3 des ICAO-Anhangs 16 (ICAO: Inter- 
national Civil Aviation Organisation) für die 
Klassifizierung lärmarmer Flugzeuge getroffen 
worden, und ist die Bundesregierung bereit, 
eine Initiative für eine neue Klassifizierung 
lärmarmer Flugzeuge innerhalb von Kapitel 3 
des ICAO-Anhangs 16 zu unterstützen, da die 
technische Entwicklung seit der letzten Grenz- 
wertfestsetzung erhebliche Fortschritte bei der 
Lärmminderung von Flugzeugen gebracht hat, 
um weitere Lärmminderungen zu erreichen? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 8. Juni 1999 


Die Grenzwerte des jetzigen Kapitels 3 wurden 1977 von der Internatio- 
nal Civil Aviation Organization (ICAO) im Annex 16, Band I (Aircraft 
Noise), festgelegt. Eine europäische Initiative zur Absenkung der 
Grenzwerte scheiterte 1995 im Umweltkomitee der ICAO u. a. am Ein- 
spruch der Vereinigten Staaten von Amerika. Eine neue Initiative 
wurde gerade gestartet. Diese ist Teil der Debatte über eine schrittweise 
Ausmusterung der „lauten” Kapitel-3-Flugzeuge (hush kits), die über 
eine E U-Verordnung (925/99) begleitet wird. In Deutschland findet 
eine Differenzierung zwischen lauten und leisen Kapitel-3-Flugzeugen 
im Rahmen der Bemessung der Landegebühren durch die sog. „Bonus- 
liste” statt. Mit dem ökonomischen Ansatz wird ein Anreiz zum ver- 
mehrten Einsatz lärmarmen Fluggerätes gegeben, jedoch kein Verbot 
ausgesprochen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung 


52. Abgeordneter 

Dr. Max 

Stadler 

(F.D.P.) 


Plant die Bundesregierung die generelle Neu- 
verhandlung der geltenden Dienstvereinbarung 
zur Regelbeurteilung von Beamten, insbeson- 
dere vor dem Hintergrund, daß die Hausleitung 
des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung und der Personalrat kürzlich übereinge- 
kommen sind, Regelbeurteilungen auf der Basis 
der bis dahin geltenden Dienstvereinbarung 
nicht mehr zu treffen, weil nach allgemeiner 
Ansicht die Beurteilungskriterien, die sog. Vor- 
gesetztenbeurteilung und die Quote für das 
Gesamturteil bei Regelbeurteilungen allgemein 
als unzureichend betrachtet werden, um dem 
jeweils individuell zu beurteilenden Beamten 
gerecht zu werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr.-Ing. Uwe Thomas 
vom 7. Juli 1999 

Rechtsgrundlage für die Regelbeurteilung von Beamten sind für den 
Bereich des Bundes die Bestimmungen der Bundeslaufbahnverordnung 
(§§40 bis 41a). Auf dieser Basis hat das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) im September 1998 eine neue Dienstverein- 
barung abgeschlossen, die insbesondere auch die 1997 neu in die Bun- 
deslauthahnverordnung aufgenommene Vorgabe berücksichtigte, für 
die zwei höchsten Noten bestimmte Richtwerte nicht zu überschreiten. 

In einer Personalversammlung im Dezember 1998 wurde beträchtliche 
Kritik an dieser Dienstvereinbarung geübt. Der Personalrat hat darauf- 
hin im Januar 1999 die Vereinbarung gekündigt. Dienststelle und Per- 
sonalrat haben sich darauf verständigt, die Dienstvereinbarung bis 
Herbst 1999 zu überarbeiten, wobei selbstverständlich die Vorgaben 
der Bundeslaufbahnverordnung einzuhalten sind. Hierzu gehören u. a. 
verbindliche Richtwerte für die beiden höchsten Notenstufen gemäß 
§ 41a der Bundeslaufbahnverordnung. Ein wesentlicher Bestandteil der 
Überarbeitung werden auch die sogenannten Beurteilungskriterien 
sein. Über die Einführung einer sogenannten Vorgesetztenbeurteilung 
im BMBF ist dagegen noch nicht entschieden. Diese Frage soll in einer 
gemeinsamen Arbeitsgruppe mit dem Personalrat zunächst sorgfältig 
geprüft werden. 


Berlin, den 16. Juli 1999 



